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Liebe Kunden, liebe Geschäftspartner,  

Verantwortung  
für die Energiezukunft  

unserer Region 
Bericht des Vorstandes für das Geschäftsjahr 2025 der Bad Honnef AG 
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Kersten Kerl, Vorstand 

Energie ist weit mehr als ein selbstverständlicher Be-
standteil des Alltags. Sie ist Grundlage für wirtschaft-
liche Entwicklung, gesellschaftliche Stabilität und die 
Zukunftsfähigkeit einer Region. Gleichzeitig verändern 
sich die Anforderungen an eine sichere Versorgung 
spürbar: Geopolitische Spannungen, volatile Märkte 
und der notwendige Ausbau nachhaltiger Energiequel-
len verlangen nach langfristigen und verantwortungs-
vollen Entscheidungen.

Als regional, lokal verwurzeltes Unternehmen sieht die 
Bad Honnef AG darin eine besondere Verantwortung. 
Unser Anspruch ist es, die Versorgung der Region nicht 
nur heute zuverlässig sicherzustellen, sondern zugleich 
die Grundlagen für kommende Generationen zu schaf-
fen. Dazu gehört, frühzeitig in moderne Infrastruktur 
und den Ausbau erneuerbarer Energien zu investieren.

Regional erzeugte Energie stärkt dabei nicht nur den 
Klimaschutz, sondern auch die Wertschöpfung vor Ort. 
Investitionen in Photovoltaik- und Windanlagen leisten 
einen wichtigen Beitrag dazu, Abhängigkeiten zu re-
duzieren und die Versorgung langfristig stabiler zu ge-
stalten. Gerade in einem sich wandelnden energiewirt-
schaftlichen Umfeld ist dies ein wesentlicher Baustein 
für mehr Unabhängigkeit und Versorgungssicherheit. 

Die damit verbundenen Veränderungen erfordern zu-
gleich einen verantwortungsvollen Ausgleich unter-
schiedlicher Interessen. Nachhaltige Entwicklung be-
deutet Entscheidungen mit langfristiger Perspektive zu 
treffen und das große Ganze im Blick zu behalten. Die 
Energiewende ist eine gemeinschaftliche Aufgabe, die 
nur gelingen kann, wenn ökologische, wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Aspekte ausgewogen miteinan-
der verbunden werden. Die Bad Honnef AG wird auch 
künftig mit Augenmaß, Verlässlichkeit und regionaler 
Verantwortung an einer nachhaltigen Energiezukunft 
für die Region arbeiten.

Unser Dank gilt allen, die diesen Weg gemeinsam mit 
uns gehen – unseren Kunden, Geschäftspartnern so-
wie unseren kompetenten Mitarbeitern. Mit ihrem Ver-
trauen und ihrem täglichen Engagement tragen sie 
dazu bei, die Energiezukunft unserer Region aktiv mit-
zugestalten. Gemeinsam schaffen wir die Grundlage für 
eine sichere, nachhaltige und resiliente Versorgung – 
heute und in Zukunft. 

Ihr Kersten Kerl 
Mai 2026

Energie 
in Zahlen 

2025 

Die BHAG hat rund 105 Vereine 
unterstützt. Zudem viele regionale 
Stadt-/Dorffeste und gemeinnützige 
oder mildtätige Organisationen.

Es wurden 5.357 TEUR in den  
Netzausbau investiert:

2.983 Elektrizitätsverteilung 
1.117 	Gasverteilung 
1.257 Wasserverteilung 

Es wurden 35 Bildungsworkshops zu den 
Themen Energie, Wasser und Nachhaltigkeit in 
Bildungseinrichtungen durchgeführt.
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Geplante Projekte
Sicher, lokal und verantwortungsbewusst für Bad Honnef

Projektname: Windenergie am Dachsberg

Die Bad Honnef AG plant die Errichtung von Windenergieanlagen am Dachsberg.  
Der Fokus liegt auf direkter regionaler Energieunabhängigkeit.
 

Projektname: Photovoltaik‑Freiflächenanlage Lohfeld Süd  
 
Projektträger Bad Honnef AG (BHAG) – Geplant auf einem eigenen Grundstück der BHAG.  

Sicherheit & finanzielle 
Verantwortung

Lokaler Mehrwert
für Bad Honnef

Rückbau-Garantie ab  
dem ersten Spatenstich
Der Bau beginnt erst, wenn 
eine Bankbürgschaft für den 
vollständigen Rückbau und 
Renaturierung hinterlegt wurde.

Energie für rund 
14.000 Haushalte
Zwei moderne Anlagen könnten 
mehr als die Hälfte aller Bad 
Honnefer Haushalte versorgen.

Bürgerbeteiligung 
möglich
Bürgerbeteiligung mittels 
Inhaberschuldverschreibung mit  
festen Zinssätzen. Vorteilhaft für  
die direkten Anwohner.

100 % regionaler 
Stromverbrauch
Der erzeugte Strom wird direkt 
in das lokale Netz eingespeist 
und vor Ort verbraucht.

Saubere Energie aus  
der Region (4,9 MW)
8.031Solarmodule in Ost-/West- 
Ausrichtung sorgen für eine Strom- 
erzeugung über den ganzen Tag.

Versorgung regionaler   
Infrastruktur
Stromversorgung für das Wasserwerk, das 
38.000 Einwohner mit Trinkwasser beliefert. 
Überschussstrom geht an BHAG Kunden.

Gutachten und 
Genehmigung
Artenschutz, Landschaftspflege, Blend-
wirkung und Baugrund wurden unter-
sucht. Der Bauantrag wurde eingereicht 
– das Genehmigungsverfahren läuft.

Projektstatus
Gutachten sind abgeschlossen,  
der Bauantrag wurde am 01.12.2025 
eingereicht und das Genehmigungsver-
fahren läuft.

Aktiver Klimaschutz 
vor Ort
Durch die Nutzung des Solarstroms  
werden jährlich rund 1.670 Tonnen  
CO2 eingespart. Das entspricht etwa 
den Emissionen von ca. 1.200 Mittel-
klasse-PKW pro Jahr.

Strom für tausende  
Verbraucher
Die Photovoltaik-Freiflächenanlage  
erzeugt rund 4,6 Mio. kWh Strom  
pro Jahr. 

Beheizte Rotorblätter  
gegen Eisschlag
Integrierte Heizsysteme und  
automatische Sensoren verhindern 
gefährliche Eisbildung und  
unnötige Stillstandzeiten.

Umfassender  
Versicherungsschutz
Eine Haftpflichtversicherung 
sichert alle potenziellen Schäden 
gegenüber Dritten während des  
Betriebs vollständig ab.

Anlagentypen: 	 2 x Enercon E-175 	
Leistung: 	 7 Megawatt
Rotorradius:	 175,0 m
Nabenhöhe:	 162,0 m
Gesamthöhe:	 249,5 m
Besonderheiten:	 Keine PFAS, kein Getriebe 
	 Serrations, minimaler 
	 Flächenbedarf
Stromerzeugung:	 41 Mio. kWh/pro Jahr 
Versorgte Haushalte:	 14.000 (rechnerisch)

In Genehmigung befindlich:

Weitere Informationen:  
windenergie-dachsberg.de

CO2
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Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lage-
bericht sowie den Vorschlag des Vorstandes für die  
Gewinnverwendung am 10. Juni 2026 geprüft und 
stimmt dem Prüfungsergebnis des Abschlussprüfers 
zu. Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestell-
ten Jahresabschluss genehmigt, der damit festgestellt 
worden ist. Dem Vorschlag für die Gewinnverwendung 
schließt sich der Aufsichtsrat an. 

Die Stabilität der Energiemärkte und Energiepreise ist 
in einer globalisierten Welt unmittelbarer Ausdruck geo-
politischer Entwicklungen – mit spürbaren Auswirkun-
gen bis auf die kommunale Versorgungsebene. Unge-
achtet der u.a. durch den russischen Angriffskrieg auf 
die Ukraine ausgelösten sicherheits- und energiepoliti-
schen Herausforderungen war das Geschäftsjahr 2025 
für die Bad Honnef AG erfolgreich. Gleichzeitig treibt 
die BHAG die Stärkung der Versorgungssicherheit, den 
Schutz der kritischen Infrastruktur, den Ausbau der er-
neuerbaren Energien sowie die Erschließung neuer Ge-
schäftsfelder konsequent voran, um die Stabilität und 
Zukunftsfähigkeit des Unternehmens sicherzustellen. 

Für die im Jahr 2025 geleistete Arbeit spricht der Auf-
sichtsrat dem Vorstand, Kersten Kerl, und der gesamten 
Belegschaft seinen Dank und Anerkennung aus. Da-
rüber hinaus gilt ein herzlicher Dank allen Kundinnen 
und Kunden der Bad Honnef AG für die vertrauensvolle 
Zusammenarbeit in diesen schwierigen Zeiten.

Bad Honnef, im Juni 2026

Der Aufsichtsrat

Jonathan Grunwald
Vorsitzender

Unser 
Netz‑
gebiet
Die BHAG ist ein Versorgungs- 
Querverbundunternehmen mit den  
Sparten Strom, Erdgas und Wasser.  
Die Energie-/Wassernetze erstrecken  
sich dabei über folgende Gebiete:

Stromnetz: Stadt Bad Honnef
Wassernetz: Stadt Bad Honnef und die  
Verbandsgemeinde Unkel  
Gasnetz: Stadt Bad Honnef, Verbandsgemeinden 
Unkel, Asbach sowie die Ortsgemeinde  
Flammersfeld, Orte der Verbandsgemeinden 	
Altenkirchen-Flammersfeld und Puderbach 	
sowie der Stadt Hennef

Weitere spartenübergreifende Geschäftsfelder sind  
die Betriebsführung der Straßenbeleuchtung der Stadt  
Bad Honnef sowie das Wärmecontracting. Die Stadt  
Bad Honnef hält insgesamt 96,17% der Anteile an der 
BHAG, hiervon 46% über die eigenbetriebsähnliche  
Einrichtung Bad Honnefer Bäder. Die verbleibenden 3,83% 
der Anteile entfallen auf die Verbandsgemeinde Unkel.
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Der Aufsichtsrat hat im Geschäftsjahr die ihm nach Ge-
setz und Satzung obliegenden Aufgaben und Pflichten 
erfüllt. Er hat den Vorstand bei der Unternehmensleitung 
regelmäßig beraten und die Geschäftsführungsmaß-
nahmen überwacht. Er war in alle Entscheidungen von 
grundlegender Bedeutung für das Unternehmen ein-
gebunden und wurde durch den Vorstand regelmäßig, 
zeitnah und umfassend über die Entwicklung und Lage 
des Unternehmens, über die Strategie und Planung, 
über das Risikomanagement sowie über die wesentli-
chen Geschäftsvorgänge unterrichtet. Der Aufsichtsrat 
ließ sich sowohl über die Wettbewerbssituation auf den 
Energiemärkten als auch über die allgemeinen Entwick-
lungen des Energiemarktes informieren, insbesondere 
hinsichtlich regenerativer Energien, Energiedienstleis-
tungen und zukünftiger Geschäftsfelder. Ebenso ließ 
sich der Aufsichtsrat über Einzelprojekte sowie über 
interne Neuorganisationen und Personalentwicklungen 
berichten. Der Aufsichtsrat hat sich an dem Deutschen 
Corporate Governance Kodex orientiert. 

Im Geschäftsjahr 2025 kam der Aufsichtsrat zu vier 
ordentlichen Sitzungen zusammen. Über Geschäftsvor-
gänge von besonderer Bedeutung wurde der Aufsichts-
rat auch zwischen den Sitzungen informiert. Auf Basis 
der Berichte und Beschlussvorschläge des Vorstandes 
fasste der Aufsichtsrat in seinen Sitzungen entspre-
chende Beschlüsse, soweit dies nach Gesetz und Sat-
zung erforderlich war. Darüber hinaus stand der Vorsit-
zende des Aufsichtsrates in regelmäßigem Kontakt mit 
dem Vorstand. Ereignisse von außerordentlicher Wich-
tigkeit für die Lage und Entwicklung des Unterneh-
mens konnten somit ohne Zeitverzug erörtert werden. 

Im Rahmen der (ordentlichen) 91. Hauptversamm-
lung der Gesellschaft am 9. Juli 2025 wählten die 
Aktionärsvertreter erneut die Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft Dornbach GmbH als Abschlussprüfer für 
das Geschäftsjahr 2025. Der Jahresabschluss zum  
31. Dezember 2025, die Buchführung und der Lage-
bericht wurden von ihr geprüft und mit dem uneinge-
schränkten Bestätigungsvermerk gemäß § 322 HGB 
versehen.

Die Jahresabschlussunterlagen und der Prüfungsbe-
richt des Abschlussprüfers sind allen Aufsichtsratsmit-
gliedern rechtzeitig vor der Sitzung am 10. Juni 2026 
übermittelt worden. In dieser Sitzung wurde der Auf-
sichtsrat zudem über die Ergebnisse der Prüfung in 
Anwesenheit eines Vertreters der Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft, der den Prüfungsbericht unterzeichnet 
hat, umfassend informiert. Des Weiteren standen ein 
Vertreter der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft und der 
Vorstand für die Beantwortung von Fragen zur Verfü-
gung. Der vom Aufsichtsrat im Februar 2021 einge-
richtete Wirtschafts- und Prüfungsausschuss erstattete 
dem Aufsichtsrat regelmäßig Bericht über die laufende 
Überprüfung der Geschäftsentwicklung, der Prozesse 
und der Risiken bzw. der Kontrollmechanismen. 

Jonathan Grunwald,  Aufsichtsratvorsitzender

A3

A3

A3

Nordrhein-Westfalen

Rheinland-Pfalz

Bad Honnef

Königswinter

VG Unkel

Linz

VG Asbach

OG Flammersfeld

VG Puderbach
(Ortsteile)

Hennef
(Ortsteile)

Trinkwasser

Strom

Gas

Rhein

Rhein

(Ortsteile)
VG Altenkirchen-

Flammersfeld
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Wasserversorgung

Versorgungsgebiet: Stadt Bad Honnef  
und Verbandsgemeinde Unkel

2025
Einwohnerzahl des Versorgungsgebietes 40.032

Wasserwerke 2

Reserve-/Notwasserwerke 1

Installierte Gewinnungspumpen 1.505 m3/h

Speicheranlagen 13

Speicherkapazität 7.060 m3

Leitungsnetz 281,9 km

Verlegung von neuen Hausanschlüssen 15

Hausanschlüsse zum 31.12. (aktiv) 11.818

Zählerbestand zum 31.12. 12.635

Wasserabgabe an Kunden 2.155.422 m3

Stromversorgung

Versorgungsgebiet: Stadt Bad Honnef

2025
Einwohnerzahl des Versorgungsgebietes 26.696

Installierte Leistung der Ortsnetzstationen 43,41 MVA

Anzahl der Ortsnetzstationen 119

0,4-kV-Kabelnetz (Niederspannung) 233,2 km

11-kV-Kabelnetz (Mittelspannung)  114,0 km

11-kV-Freileitung (Mittelspannung) 4,0 km

Verlegung von neuen Hausanschlüssen 11

Hausanschlüsse zum 31.12. (aktiv) 7.789

Zählerbestand zum 31.12. 16.517

Transportmenge Netz 72,25 GWh

2025
RLM* 16.122

SLP** 49.426

Eigenverbrauch 2.733

Nutzbare Abgabe 68.282

Entwicklung der nutzbaren Stromabgabe, aufgeglie-
dert nach Verbrauchergruppen in MWh:

Entwicklung der nutzbaren Gasabgabe, aufgegliedert 
nach Verbrauchergruppen in MWh:

* Registrierende Leistungsmessung (RLM):  
Sondervertragskunden mit einem Jahresverbrauch von mehr als  
1,5 Mio. kWh Gas.

** Standardlastprofil (SLP):  
Haushalte oder Abnahmestellen mit einem voraussichtlichen  
Jahresverbrauch von weniger als 1,5 Mio. kWh Gas.

2025
RLM* 66.072

SLP** 465.512

Eigenverbrauch 14.234

Nutzbare Abgabe 545.817

Der Erdgasbedarf wird aus den Transportleitungen  
der Open Grid Europe GmbH über sieben Übernah-
mestationen gedeckt (Am Spitzenbach, Lohfelder 
Straße, Rolandsecker Weg, Bruchhausen, Windhagen 
I + II und Neschen).

Gasversorgung

Versorgungsgebiete: Stadt Bad Honnef, Verbands-
gemeinden Unkel, Asbach sowie die Ortsgemeinde 
Flammersfeld und Orte der Verbandsgemeinden  
Altenkirchen-Flammersfeld und Puderbach sowie der 
Stadt Hennef.

2025
Einwohnerzahl des Versorgungsgebietes 81.485

Hochdrucknetz 157,5 km

Mitteldrucknetz 55,1 km

Niederdrucknetz 590,2 km

Verlegung von neuen Hausanschlüssen 21

Hausanschlüsse zum 31.12. (aktiv) 17.655

Zählerbestand zum 31.12. 20.566

Transportmenge Netz 578,63 GWh

Daten & Zahlen

Der Vorstand 
informiert

Strom

Die an Kunden im eigenen Netzgebiet verkaufte 
Strommenge verringerte sich leicht von 47,6 GWh     
auf 44,9 GWh. Die Exportmenge veringerte sich von  
29,4 GWh auf 26,9 GWh. Die insgesamt transportierte 
Strommenge veränderte sich nicht.

Erdgas

Die insgesamt transportierte Gasmenge erhöhte  
sich von 556,4 GWh auf 578,7 GWh.   
Die Vertriebsmenge verringerte leicht sich von 324,9 
GWh auf 321,6 GWh. Die Exportmenge erhöhte sich 
von 138,6 GWh auf 224,2 GWh.

Trinkwasser

Die verkaufte Trinkwassermenge erhöhte sich leicht.  

2015	2016	2017	2018	2019	2020	2021	2022	2023	2024 2025
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224,2
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* Registrierende Leistungsmessung (RLM):  
Sondervertragskunden mit einem Jahresverbrauch über  
100.000 kWh Strom.

** Standardlastprofil (SLP):  
Haushalte oder Abnahmestellen mit einem voraussichtlichen  
Jahresverbrauch unter 100.000 kWh Strom.

	     Exportmenge	         Vertriebsmenge	 Transportmenge  
(in Mio. kWh)
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Weitere Informationen 
zum Geschäftsjahr

31.12.2025 
Mio. EUR

 
%

31.12.2024 
Mio. EUR %

Veränderungen 
Mio. EUR

Aktiva
Langfristig gebundene Vermögenswerte

Immaterielle Vermögensgegenstände u.  
Sachanlagen

53,6 61,8 50,9 62,2 2,7

Finanzanlagen 3,5 4,0 3,0 3,7 0,5

57,1 65,8 53,9 65,9 3,2

Kurzfristig gebundene Vermögenswerte

Vorräte 5,8 6,7 4,5 5,5 1,3

Forderungen 12,0 13,8 16,8 20,5 -4,8

Flüssige Mittel 11,9 13,7 6,6 8,1 5,3

29,7 34,2 27,9 34,1 1,8

Summe Aktiva 86,8 100,0 81,8 100,0 5,0

Passiva
Langfristig gebundenes Kapital

Eigenkapital1 42,0 48,4 36,6 44,8 5,4

Bauzuschüsse, Sonderposten 6,8 7,8 6,9 8,4 -0,1

Rückstellungen 7,8 9,0 9,6 11,7 -1,8

56,6 65,2 53,1 64,9 3,5

Kurzfristig gebundenes Kapital

Eigenkapital1 2,3 2,6 2,6 3,2 -0,3

Rückstellungen 12,3 14,2 11,7 14,3 0,6

Verbindlichkeiten 15,6 18,0 14,4 17,6 1,2

30,2 34,8 28,7 35,1 1,5

Summe Passiva 86,8 100,0 81,8 100,0 5,0

Vermögens- und Finanzlage

Die Aktiva und Passiva der Bad Honnef AG entwickelten sich im Vergleich zum Vorjahr wie folgt:

1  Der Teil des Jahresüberschusses, der gemäß dem Ergebnisverwendungsvorschlag zur Einstellung in die Gewinnrücklagen vorgesehen ist,           	
	 wird unter der Position „Eigenkapital“ als langfristig gebundenes Kapital ausgewiesen.

Daten & Zahlen

1 Mitarbeitende in Voll- und Teilzeit einschließlich geringfügig Beschäftigte sowie Auszubildende.

Ausgewählte Kennzahlen für die Geschäftsjahre 2020 bis 2024

2021 2022 2023 2024 2025
Mitarbeitende (Jahresdurchschnitt)1 114 119 124 128 129

TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR

Umsatzerlöse 61.203 97.215 125.292 93.524 92.165

Materialaufwand 52.164 74.464 99.153 69.571 65.672

Personalaufwand 10.447 9.446 9.567 10.336 10.574

Anlagenzugänge (ohne Finanzanlagen) 4.636 4.238 5.200 7.845 6.655

Jahresfehlbetrag/-überschuss -5.120 6.608 5.708 6.891 7.689

Dgl. in Prozenten % % % % %

Umsatzerlöse 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0

Materialaufwand 85,2 76,6 79,1 74,4 71,3

Personalaufwand 17,1 9,7 7,6 11,1 11,5

Anlagenzugänge (ohne Finanzanlagen) 7,6 4,4 4,2 8,4 7,2

Jahresfehlbetrag/-überschuss -8,4 6,8 4,6 7,4 8,3
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Wärme

Die Sparte Wärme (thermische Anschlussleistung  
der Pacht- und Contractingprojekte) konnte weiter  
ausgebaut werden. Die insgesamt installierte thermi-
sche Leistung von Wärmeerzeugungsanlagen betrug 
17.662 kW.

Photovoltaikanlagen

Sehr erfolgreich konnten 180 Photovoltaikanlagen ge-
plant und umgesetzt werden und die Leistung betrug 
1.242 kWp.

24.000

16.000

 8.000

 

 in kW

17.662

1.242

2015	2016	2017	2018	2019	2020	2021	2022	2023	2024 2025

2015	2016	2017	2018	2019	2020	2021	2022	2023	2024 2025

 in kWp
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in energieintensiven Branchen die Produktion deutlich 
gedrosselt wurde.

Verbrauchssteigernd könnte sich ausgewirkt haben, 
dass die Verbraucherpreise für Kraftstoffe und Heizöl 
sanken und auch die Preise für Erdgas leicht zurück-
gingen. Insgesamt, so die AG Energiebilanzen, hatten 
2025 die verbrauchssenkenden Faktoren einen stärke-
ren Einfluss auf die Entwicklung des Energieverbrauchs 
als die verbrauchserhöhenden Einflussgrößen.

Der Verbrauch von Mineralöl verminderte sich 2025 ins-
gesamt um 2,3 Prozent auf 3.743 PJ (127,7 Mio. t SKE). 
Für den Rückgang waren die um mehr als 4 Prozent 
gesunkenen Lieferungen von Rohbenzin an die chemi-
sche Industrie sowie die Rückgänge bei leichtem Heiz-
öl, Flüssiggas und sonstigen Produkten verantwortlich. 
Der Verbrauch von Ottokraftstoff stieg dagegen um 
knapp 1 Prozent und beim Dieselkraftstoff gab es ein 
Plus von gut 2 Prozent. Der Absatz von Flugkraftstoff 
erhöhte sich um knapp 4 Prozent.

Der Erdgasverbrauch verzeichnete 2025 ein Plus von 
2,9 Prozent und stieg auf 2.806 PJ (95,8 Mio. t SKE). 
Das Verbrauchsniveau liegt damit weiterhin deutlich 
unter dem zehnjährigen Mittel. Im Raumwärmemarkt 
kam es infolge der kühleren Witterung zu einem kräf-
tigen Anstieg des Verbrauchs. Die Industrie verringerte 
die Nachfrage nach einem deutlichen Anstieg im ers-
ten Quartal im Jahresverlauf wieder. Ungünstige Wit-
terungsbedingungen für die Windstromerzeugung von 
Januar bis April führten zu einem Mehreinsatz von Gas-
kraftwerken und ließen die Stromerzeugung aus Erd-
gas um gut 4 Prozent ansteigen. Die Erzeugung von 
Fernwärme aus Erdgas nahm um fast 8 Prozent zu.

Der Verbrauch von Steinkohle ging 2025 insgesamt um 
knapp 4 Prozent auf 744 PJ (25,4 Mio. t SKE) zurück. 
Der Einsatz von Steinkohle in Kraftwerken zur Strom-
erzeugung verzeichnete zwar einen Zuwachs um rund 
10 Prozent, der Absatz an die Eisen- und Stahlindustrie 
verminderte sich dagegen um etwa 8 Prozent.

Der Verbrauch von Braunkohle verzeichnete 2025 eine 
Abnahme um mehr als 7 Prozent auf 749 PJ (25,6  
Mio. t SKE). Die inländische Produktion verringerte sich 
um rund 8 Prozent. Die Lieferungen an Kraftwerke der 
öffentlichen Stromversorgung sanken um etwa 7 Pro-
zent. Der Betrieb der verbliebenen Braunkohlenkraft-
werke war 2025 erneut durch eine hohe Flexibilität des 
Anlagenbetriebs geprägt.

2025 wurden 16,9 Mrd. kWh (61 PJ) mehr Strom aus 
dem Ausland bezogen als umgekehrt aus Deutschland 
ins Ausland flossen. Damit blieb Deutschland 2025 
Nettoimporteur von Strom, allerdings auf einem nied-
rigeren Niveau als 2024. Importüberschüsse sind ein 
Zeichen für einen funktionierenden europäischen Bin-
nenmarkt. Höhere Stromimporte bedeuten weder eine 
Abhängigkeit vom europäischen Ausland, noch weisen 
sie auf inländische Knappheiten hin.

Der Beitrag der erneuerbaren Energien erhöhte sich 
2025 insgesamt um 2,6 Prozent auf 2.182 PJ (74,5 
Mio. t SKE). Die kältere Witterung führte zu einem An-
stieg des Verbrauchs erneuerbarer Energien im Wärme-
markt. Der Anstieg ist ausschließlich auf die Steigerung 
der Strom- und Wärmeproduktion aus Solarenergie um 
mehr als 19 Prozent zurückzuführen. Die Stromerzeu-
gung aus Wind verminderte sich dagegen um mehr 
als 4 Prozent und die der Wasserkraftwerke um gut  
25 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Der Verbrauch von 
Biomasse und Abfällen zur Energieerzeugung verharrte 
hingegen auf einem ähnlichen Niveau.

Quelle: AG Energiebilanzen e. V. 2025, Stand 27.02.2026

2.	 Rahmenbedingungen Vertrieb

Die EnWG-Novelle soll die novellierte EU-Strommarkt-
richtlinie in nationales Recht umsetzen und wurde im 
November vom Parlament für den 1. Januar 2026 be-
schlossen. Im Rahmen der EnWG-Novelle müssen 
Energieversorger mit mehr als 200.000 Kunden künf-
tig Festpreistarife mit einer bindenden Laufzeit von 
mindestens zwölf Monaten anbieten. Zudem gilt eine 
Informationspflicht zu dynamischen Tarifen. Auch das 
sogenannte Energy Sharing wurde erstmals gesetzlich 
verankert. Auch für die Betreiber von Energiespeichern 
hat die Novelle Folgen und stellt Bau und Betrieb unter 
ein überragendes öffentliches Interesse. Zusammen 
mit der EnWG-Novelle beschloss das Parlament den 
24-Stunden-Lieferantenwechsel für Gaslieferverträge 
ab dem 1. Januar 2026. Zuvor war im Gesetzgebungs-
verfahren von einem „Stromlieferantenwechsel“ die 
Rede. Durch den Austausch mit der Angabe „Energie-
lieferantenwechsel“ sind Gaslieferverträge mit einge-
schlossen.

Nach monatelanger Verzögerung wurde am 30. Sep-
tember erstmals eine Day-Ahead-Auktion mit 15-Minu-
ten-Zeitscheiben für den 1. Oktober 2025 abgewickelt. 
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I.	Geschäftsmodell der BHAG

Die Bad Honnef AG (BHAG) leistet als kommunales 
Unternehmen der Energieversorgung einen wesentli-
chen Beitrag zur Lebensqualität der Menschen in der 
Region Siebengebirge und Westerwald.

Von der Energie- und Wasserversorgung in eigenen 
Netzen über die Förderung im Wasserwerk bis hin zu 
innovativen Energiedienstleistungen in den Bereichen 
Energieerzeugung und Mobilität bietet die BHAG at-
traktive Leistungen zu wettbewerbsfähigen Preisen. 
Neben der Neuerrichtung verschiedener öffentlicher 
Ladesäulen in Bad Honnef und Unkel bewirtschaftet 
die BHAG zwei Parkräume in Bad Honnef. Zudem bietet 
das Unternehmen seinen Kunden attraktive Angebote 
im Bereich Freizeit und Erlebnis an, unterstützt Vereine, 
das Ehrenamt, soziale Projekte und vieles mehr. Also 
alles was den Kunden und Bürgern der Region Nutzen 
stiftet und das Leben erleichtert sowie bereichert.

Darüber hinaus trägt die BHAG mit ihrem Ergebnisbei-
trag zugunsten der kommunalen Haushalte der Stadt 
Bad Honnef und der Verbandsgemeinde Unkel direkt 
oder indirekt zur Daseinsvorsorge bei.

Erfüllung des öffentlichen Zwecks (§ 108 GemO)

Das Unternehmen erfüllt den ihm gemäß § 108 GemO 
zugrunde liegenden öffentlichen Zweck. Als Netzbe-
treiber gewährleistet es eine sichere, diskriminierungs-
freie, leistungsfähige und nachhaltige Versorgung der 
Bevölkerung und der Wirtschaft mit Energie im Versor-
gungsgebiet. Durch den ordnungsgemäßen Betrieb, die 
Instandhaltung sowie den bedarfsgerechten und zu-
kunftsfähigen Ausbau der Netzinfrastruktur trägt das 
Unternehmen wesentlich zur Daseinsvorsorge, zur Ver-
sorgungssicherheit sowie zur Umsetzung energie- und 
klimapolitischer Zielsetzungen bei.

Der öffentliche Zweck wird vollumfänglich erreicht.

II.	Wirtschaftsbericht

1.	 Energiewirtschaftliche Rahmenbedingungen

Der Primärenergieverbrauch in Deutschland ist 2025 
leicht zurückgegangen. Die Arbeitsgemeinschaft Ener-
giebilanzen (AG Energiebilanzen) geht in ihrer jetzt vor-
gelegten Jahresschätzung von einem Rückgang des 
Verbrauchs um 0,8 Prozent auf 10.490 Petajoule (PJ) 
oder 357,9 Millionen Tonnen Steinkohleneinheiten (Mio. 
t SKE) gegenüber dem Vorjahr aus.

Die gegenüber dem Vorjahr kühlere Witterung erhöhte 
den Verbrauch im raumwärmeabhängigen Teil der Ener-
gieversorgung. Besonders in den heizintensiven Mona-
ten Februar, März und Oktober war es spürbar kälter als 
in den Vergleichsmonaten des Vorjahres, sodass vom 
Witterungsverlauf ein verbrauchssteigernder Effekt 
ausgegangen ist. Die allenfalls leicht positive konjunk-
turelle Entwicklung hatte vermutlich nur einen geringen 
Einfluss auf die Entwicklung des Energieverbrauchs, da 
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gefördert werden, so die Ministerin. Schon zuvor erklär-
te Reiche, die Förderung neuer privater Solaranlagen 
abzuschaffen. Auch den Ausbau von Offshore-Wind-
anlagen erklärte die Ministerin, drosseln zu wollen. „An 
den Klimazielen halten wir fest“, sagte sie zudem. Zu-
sätzlich kündigte Reiche an, ein „Schnellboot mit 5 bis 
10 GW“ reiner Gaskraftwerke zu starten.

Der Bundesrat billigte außerdem das Sondervermögen 
„Infrastruktur und Klimaneutralität“. Das Gesetz sieht 
die Einrichtung eines Sondervermögens mit einer Kre-
ditermächtigung von bis zu 500 Mrd. Euro vor. Damit 
sollen zusätzliche Investitionen in die Infrastruktur so-
wie in Maßnahmen zur Erreichung der Klimaneutralität 
bis 2045 ermöglicht werden. Die Mittel können über 
einen Zeitraum von zwölf Jahren bewilligt werden. 100 
Mrd. Euro davon sind für den Klima- und Transforma-
tionsfonds vorgesehen, weitere 100 Mrd. Euro stehen 
den Ländern für Infrastrukturprojekte zur Verfügung.

Im Rahmen der Diversifizierung und Defossilisierung 
der Gasversorgung wurde die Genehmigung für das 
Wasserstoff-Kernnetz am 22. Oktober 2024 durch die 
Bundesnetzagentur erteilt. Das Wasserstoffnetz soll die 
großen Verbrauchs- und Erzeugungsregionen für Was-
serstoff in Deutschland miteinander verbinden. Es hat 
eine Gesamtlänge von etwa 9.040 km, wobei ca. 60% 
der Leitungen aus umgerüsteten Erdgasleitungen be-
stehen werden. Das Netz soll ab 2025 schrittweise in 
Betrieb genommen und bis 2032 fertiggestellt werden.

Die Energiebranche steht vor großen Herausforde-
rungen und Chancen. Die Erreichung der nationalen 
Klimaziele bleibt eine zentrale Herausforderung. Die 
Umsetzung der kommunalen Wärmepläne wird die stra-
tegische Ausrichtung vieler Energieversorger grundle-
gend beeinflussen. Die Defossilisierung der Wärmever-
sorgung und die fortschreitende Elektrifizierung vieler 
Sektoren erfordern hohe Investitionen, bieten aber auch 
neue Geschäftsmöglichkeiten.

Zum Stichtag 1. Januar 2026 mussten alle Strom-
verteilnetzbetreiber auf Grundlage einer gesetzlichen 
Verordnung ihren Kunden einen Lieferantenwechsel 
innerhalb von 24 Stunden ermöglichen. Dies führte im 
Geschäftsjahr 2025 dazu, dass alle Stromverteilnetzbe-
treiber mit einem sehr großen administrativen Kraftakt 
ihre EDV-Systeme und internen Abläufe an die neuen 
gesetzlichen Gegebenheiten anpassen mussten. Nicht 
allen Netzbetreibern ist dies gelungen, die BHAG konn-

te den Start des 24-Stunden-Wechsels zum 1. Januar 
2026 jedoch erfolgreich umsetzen.

Weiterhin hat die BHAG mit dem Bau einer 1,4 km lan-
gen Stromtrasse vom neuerrichteten Schalthaus Unkel 
nach Rheinbreitbach die Voraussetzung für die techni-
sche Anbindung des Stromnetzes in Unkel geschaffen. 
Gleichzeitig wurde die Schaltanlage im Schalthaus Bad 
Honnef erneuert.

Im Bereich des Messstellenbetriebs gehört die BHAG 
zu der Gruppe der Messstellenbetreiber, die die gesetz-
lich geforderte Ausbauquote von 20% im Bereich der 
intelligenten Messsysteme fristgerecht erfüllt hat. Die 
weiteren Ausbauziele werden auch in den kommenden 
Geschäftsjahren herausfordernd für die Branche sein. 
Die BHAG sieht sich hier gut aufgestellt.

Zur Gewährleistung der hohen Versorgungssicherheit 
wurden im Bereich Gas die Gasregelanlagen in den 
Übernahmestationen Windhagen und Neschen erneu-
ert.  

Darüber hinaus wurden die Sanierungsplanungen für 
eine 6 km lange Wassertransportleitung von Bad Hon-
nef-Menzenberg nach Aegidienberg begonnen. Hier 
läuft aktuell das Genehmigungsverfahren. Im Jahr 
2025 wurde nach einem 8 Jahre dauernden Geneh-
migungsverfahren die wasserrechtliche Bewilligung für 
die Rohwassergewinnung durch die Bezirksregierung 
Köln bis zum Jahr 2045 erteilt. Somit sind die recht-
lichen Voraussetzungen im Hinblick auf die Wasserver-
sorgung für die weitere Zukunft gesichert. 

4.	 Geschäftsverlauf

4.1 Energievertrieb

Die steigende Nachfrage nach erneuerbaren Ener-
gien und energieeffizienten Lösungen hat zu einem 
verstärkten Wettbewerb in der Branche geführt. Neue 
Akteure, darunter Start-ups und technologieorientierte 
Unternehmen, sind weiterhin mit innovativen Ansätzen 
wie dezentralen Energielösungen, Energiespeicher-
technologien und Plattformmodellen zur Steuerung von 
Energieflüssen am Markt vertreten. Diese Entwicklun-
gen erhöhen den Druck auf traditionelle Energiever-
sorger, ihre Geschäftsmodelle anzupassen und ver-
stärkt in Forschung und Entwicklung zu investieren, um 
wettbewerbsfähig zu bleiben. Die BHAG beabsichtigt, 

Ursprünglich war der Start des 15-Minuten-Handels im 
europäischen Day-Ahead-Markt für den 11. Juni ge-
plant. Unvollständige technische Einsatzbereitschaft 
einzelner Projektpartner verzögerte die Handelsumstel-
lung. Die finale Umsetzung selbst verlief reibungslos. 
Der 15-Minuten-Handel soll es ermöglichen, Strom aus 
Wind und Sonne effizienter in den Markt zu integrieren.

Die oben genannten Entwicklungen deuten auf ein zu-
nehmend komplexer werdendes Umfeld hin, das neben 
den bisherigen Herausforderungen auch zusätzlichen 
Aufwand für den Energievertrieb mit sich bringt. Der 
Stromvertrieb ist geprägt von Absatzrückgängen, die 
durch weitere Optimierungen der Letztverbraucher 
hinsichtlich ihres Autarkiestrebens anhalten dürften. 
Die absatzsteigernden Effekte durch E-Mobilität und 
Wärmepumpen werden zwar auch aufgrund steigender 
Preise in Verbrennungstechnologien zunehmend rele-
vant, von einer Trendwende kann jedoch noch nicht ge-
sprochen werden. Aufgrund der über die gesamte Krise 
andauernden Preisstabilität im Strom konnte die BHAG 
den Kundenbestand gut verteidigen. 

Im Gasvertrieb musste die BHAG aufgrund des zuneh-
menden Preisabstands zum Wettbewerb Kundenverlus-
te im Haushaltskundensegment hinnehmen. Ein kleiner 
Teil davon ist sicherlich auch dem Umstieg auf andere 
Heizsysteme zuzuschreiben, die Wechselmotivation war 
jedoch primär durch Wettbewerbsvorteile bedingt, die 
trotz deutlicher Preissenkungen nicht vollständig aufge-
fangen werden konnten. Die Verluste im Haushaltskun-
dengeschäft konnten zwar durch mengenmäßige Zu-
gewinne im Geschäftskundenvertrieb überkompensiert 
werden, die BHAG muss sich jedoch wieder verstärkt 
der Kundenakquise widmen und hat hierfür bereits ent-
sprechende Maßnahmen eingeleitet.

Im Geschäftsjahr zeigte sich der Bereich der Energie-
dienstleistungen (EDL) insgesamt stabil, blieb jedoch in 
seiner Entwicklung hinter den im Chancenbericht dar-
gestellten positiven Erwartungen zurück. Die dort auf-
gezeigten Wachstumspotenziale konnten im Berichts-
zeitraum nicht realisiert werden.
Ursächlich hierfür waren vor allem die veränderten poli-
tischen und regulatorischen Rahmenbedingungen. Die 
weiterhin fehlende Planungssicherheit, verzögerte ge-
setzliche Konkretisierungen sowie eine insgesamt zu-
rückhaltende Investitionsbereitschaft auf Kundenseite 
führten dazu, dass projektbezogene Entscheidungen 
verschoben oder nicht umgesetzt wurden. Ungeach-

tet dessen verfügt der EDL-Bereich weiterhin über ein 
grundsätzlich attraktives Leistungsportfolio und bleibt 
strategisch von Bedeutung für die langfristige Aus-
richtung der Bad Honnef AG. Die im Chancenbericht 
beschriebenen positiven Markttrends bestehen fort, ihr 
Eintritt ist jedoch stärker als erwartet von stabilen politi-
schen Rahmenbedingungen abhängig.

3.	 Rahmenbedingungen Energienetze

Das politische Jahr 2025 begann mit der Bundestags-
wahl im Februar. Bereits 45 Tage später hatten sich 
CDU, CSU und SPD auf einen gemeinsamen Koalitions-
vertrag geeinigt. Das Energiekapitel im 146 Seiten um-
fassenden Papier umfasst acht Seiten. Zentraler Bau-
stein der Klimapolitik sollte der CO₂-Emissionshandel 
sein. Noch im Jahr 2026 sollte es den Übergang vom 
nationalen in den europäischen CO₂-Handel geben. 
Um die Energiewende einer Bestandsaufnahme zu 
unterziehen, wurde das Energiewende-Monitoring be-
auftragt. Der Erdkabelvorrang beim Netzausbau wurde 
im Koalitionsvertrag nur teilweise aufgeweicht, zugleich 
bekannten sich die Koalitionsparteien zur einheitlichen 
Stromgebotszone und kündigten einen staatlich abge-
sicherten Infrastrukturfonds zur Finanzierung des Netz-
ausbaus an. Im Rahmen der Kraftwerksstrategie ging 
die Koalition mit dem Ziel ins Rennen, bis 2030 bis zu 
20 GW an Gaskraftwerken zu errichten. Bei den ge-
planten modernen Gaskraftwerken soll die Co2-Emis-
sionsproblematik technisch über das Carbon-Capture-
and-Storage (CCS), sprich über eine Abscheidung und 
dauerhafte Speicherung von Kohlendioxid gelöst wer-
den. Das „Heizungsgesetz“ hingegen sollte abgeschafft 
werden.

Im September 2025 veröffentlichte das Bundeswirt-
schaftsministerium das Energiewende-Monitoring. Ein 
Abbremsen des Erneuerbaren Ausbaus empfahl die 
Analyse nicht. „Der Ausbau der erneuerbaren Energie-
anlagen ist weiterhin in hohem Umfang notwendig, um 
die Klimaziele zu erreichen“, heißt es im Bericht. Insge-
samt prognostizierten die Beratungsgesellschaft BET 
und das Energiewirtschaftliche Institut an der Universi-
tät zu Köln (EWI) einen Strombedarf für das Jahr 2030 
innerhalb einer Spannbreite von 600 bis 700 TWh. Zu-
gleich kündigte Bundeswirtschaftsministerin Katherina 
Reiche (CDU) an, auch Versorgungssicherheit, Bezahl-
barkeit und Kostentragfähigkeit in den Fokus zu neh-
men. Erneuerbare sollten „markt- und systemdienlich“ 
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schaltung zum 15. April 2023, lassen trotz der Gefahr 
einer Gasmangellage darauf schließen, dass eine auf 
Gas (oder einem entsprechenden Substitut) basieren-
de Stromerzeugung zukünftig an Bedeutung gewinnen 
wird. Dies zeigt sich unter anderem auch an dem ge-
planten Vorhaben, solche Kraftwerke zuzubauen. Der 
Anteil erneuerbarer Energien, unabhängig davon, ob sie 
steuerbar sind oder nicht, nimmt stetig zu und sorgt im 
Jahresschnitt für einen geringeren Bedarf. Lediglich in 
Zeiten von Dunkelflauten haben solche Gaskraftwerke 
eine besondere Notwendigkeit und sind für eine siche-
re Stromversorgung unerlässlich. Aus diesem Grund 
hält die BHAG zum Berichtsstichtag an der verminder-
ten Bewertung der Beteiligung an der TOBI Gaskraft-
werksbeteiligungs GmbH & Co. KG fest.

Die Beteiligungsanteile an der TOBI Windenergie Ver-
waltungs GmbH wurden durch in der Vergangenheit 
erfolgte Gesellschafterausstiege notariell aktualisiert. 
Die BHAG hat die Anteile analog zur TOBI Windenergie 
GmbH & Co. KG erhöht.

Aus den Beteiligungen ergaben sich Erträge in Form 
von Dividenden der Energieversorgung Schwarze Els-
ter GmbH in Höhe von TEUR 15 (Vorjahr: TEUR 25). 
Zudem entstanden Erträge aus den an die TOBI Gas-
kraftwerksbeteiligungs GmbH & Co. KG und die TOBI 
Windenergie GmbH & Co. KG ausgereichten Gesell-
schafterdarlehen in Höhe von TEUR 89 (Vorjahr: TEUR 
112) bei einer Darlehenshöhe von insgesamt TEUR 
1.619 (Vorjahr: TEUR 1.924). 

4.4	 Nichtfinanzielle Leistungsindikatoren

Umweltbelange
Die BHAG trägt Verantwortung für die Region und 
nimmt Rücksicht auf die Bedürfnisse der heutigen Ge-
nerationen und insbesondere die der künftigen. Sie 
setzt sich dafür ein, den Umwelt- und Ressourcenschutz 
fest zu verwurzeln - für eine lebenswerte und nachhal-
tig tragfähige Zukunft und verpflichtet sich, Umweltbe-
lastungen möglichst zu vermeiden oder zu reduzieren.

Darüber hinaus wurden im Rahmen eines unterneh-
mensweiten Projektes Vorschläge der Mitarbeiter/innen 
zur praktischen Umsetzung des Nachhaltigkeitsgedan-
kens bei der BHAG eingeholt. Viele gute Ideen wurden 
vorgetragen und gehen nun in die Umsetzung. Die Be-
teiligung an Windparks sowie einer Gaskraftwerksbe-
teiligung trägt seit geraumer Zeit zur Co2-Bilanz des 

Unternehmens bei. Gemäß den Ideen der Mitarbeiter/
innen entstehen nun partiell neue PV-Anlagen mit dem 
Ziel, den Eigenverbrauch und damit den Co2-Ausstoß zu 
verringern. Daneben befinden sich auch zwei Windräder 
in Planung. Eine weitere Anregung war, den Fuhrpark 
in Teilen auf E-Antriebe sowie alternative und biogene 
Kraftstoffe umzustellen. Neuere Fahrzeuge werden im 
Rahmen ihrer Einsatzmöglichkeiten weitestgehend auf 
zuvor genannte Antriebe umgestellt.

Arbeitnehmerbelange
Das tägliche Handeln der BHAG ist von ökonomischer, 
sozialer und ökologischer Verantwortung geprägt. Die 
BHAG setzt auf faire Arbeits- und Vergütungsbedin-
gungen, eine kontinuierliche Personalentwicklung, die 
Ausgewogenheit zwischen Arbeits- und Privatleben 
und bietet somit einen sicheren sowie gesunden Ar-
beitsplatz. Sie vertraut ihren Mitarbeiter/innen, fördert 
jeden Einzelnen und lädt dazu ein, das Unternehmen 
aktiv mitzugestalten.

Sozialbelange
Als kommunales Unternehmen bekennt sich die BHAG 
zu einer engen Verknüpfung mit der Region, ihren 
Einwohnern und ihren Kunden. Die BHAG sichert Ar-
beitsplätze, bietet eine leistungsfähige und sichere In-
frastruktur und fördert Vereine, Einrichtungen und Ver-
anstaltungen. Im Sinne der Daseinsfürsorge und der 
regionalen Wertschöpfung erwirtschaftet die BHAG für 
ihre kommunalen Gesellschafter angemessene Divi-
denden, die ausschließlich den Haushalten der Städte 
und Gemeinden und somit den Bürgern zugutekommen 
und schafft nachhaltigen Mehrwert für Umwelt und Ge-
sellschaft. Aufgrund der guten Geschäftslage lautet der 
Vorschlag zur Dividendenzahlung auf TEUR 2.288. 

III. Vermögens- und Finanzlage

Zum Bilanzstichtag 31. Dezember 2025 betrug die 
Bilanzsumme TEUR 86.767 und lag damit um TEUR 
4.950 bzw. 6,1% über dem Wert des Vorjahres von 
TEUR 81.817. Der Anstieg der Bilanzsumme resul-
tierte auf der Aktivseite trotz einer Reduktion der 
Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände 
(-TEUR 4.871) aus dem Anstieg des Anlagevermögens 
(+TEUR 3.230), aus höheren Vorräten (+TEUR 1.328) 
und aus einem Anstieg der Guthaben bei Kreditinstitu-
ten (+TEUR 5.263).

das Angebot an PV-Anlagen als Pachtmodell für Letzt-
verbraucher wieder aufzunehmen und Wärmepumpen 
ebenfalls als Pachtmodell anzubieten.

Die Gesamtabgabe an elektrischer Energie an eige-
ne Kunden betrug im Geschäftsjahr 2025 65,5 GWh 
(Vorjahr: 70,8 GWh). Der geringe Rückgang lässt sich 
durch den Zubau von PV-Anlagen in der gesamten 
Kundenlandschaft erklären. Absatzsteigerungen durch 
E-Mobilität oder Wärmepumpen können aufgrund der  
hohen Anschaffungskosten und der damit verbunde-
nen zurückhaltenden Investitionsbereitschaft privater 
Verbraucher den durch dezentrale Erzeugung produ-
zierten Strom derzeit noch nicht überkompensieren. Ein 
Treiber hierfür könnten jedoch steigende Benzin- und 
Gaspreise infolge höherer Netzentgelte sowie zusätz-
licher Belastungen durch die Co2-Bepreisung sein.

Die Gesamtabgabe an Erdgas an eigene Kunden be-
trug im Geschäftsjahr 2025 531,6 GWh (Vorjahr: 448,1 
GWh). Trotz Kundenverluste im Haushaltskundenge-
schäft konnte die Vertriebsmenge gegenüber dem Vor-
jahr durch die Ausweitung des Geschäftskundenseg-
ments während der Krise gesteigert werden. 

Im Berichtsjahr erhöhte sich sowohl die Anzahl fremder 
Lieferanten im eigenen Gasnetz auf 151 Stück (Vorjahr: 
141 Stück) als auch im Stromnetz auf 159 Lieferanten 
(Vorjahr: 151 Stück). 

Die Durchleitungsmenge für fremde Energielieferan-
ten erhöhte sich in der Sparte Strom um 11,3% auf 
27,3 GWh (Vorjahr: 24,6 GWh). Die Stromverkäufe der 
BHAG außerhalb des eigenen Netzgebietes verrin-
gerten sich hingegen im Geschäftsjahr 2025 auf 26,9 
GWh (Vorjahr: 29,4 GWh) und somit um 8,7%.

Im Gasnetz der BHAG erhöhte sich aufgrund des  
hohen Kundenwechselverhaltens die Durchleitungs-
menge für fremde Lieferanten auf 257 GWh (Vorjahr: 
231,6 GWh). Die eigene Erdgasexportmenge betrug im 
Jahr 2025 224,2 GWh (Vorjahr: 138,6 GWh) und er-
höhte sich um 61,8%.

Der Wasserabsatz ist im Vergleich zum Vorjahr nahe-
zu auf demselben Niveau geblieben. Im Geschäftsjahr 
2025 betrug die Wasserabgabe 2,16 Mio. m³ und liegt 
damit um 2,5% über dem Vorjahresniveau.

4.2 Netze

Am Jahresende 2025 waren im Stromnetzgebiet der 
BHAG 16.311 Zählpunkte angeschlossen (Vorjahr: 
16.289 Zählpunkte). Zudem wurden im Geschäftsjahr 
2025 TEUR 2.983 in das Stromnetz investiert und 
TEUR 255 für Unterhaltungsmaßnahmen aufgewen-
det. 

Im Gasnetzgebiet der BHAG waren am Jahresen-
de 2025 20.550 Zählpunkte angeschlossen (Vorjahr: 
20.851 Zählpunkte). Darüber hinaus wurden im Ge-
schäftsjahr 2025 TEUR 1.117 in das Gasnetz investiert 
und TEUR 882 für Unterhaltungsmaßnahmen aufge-
wendet.

Im Bereich der Wasserversorgung waren am Jahresen-
de 2025 insgesamt 12.551 Zählpunkte angeschlossen 
(Vorjahr: 12.526 Zählpunkte). Zudem wurden im Ge-
schäftsjahr 2025 TEUR 1.257 insbesondere in das Lei-
tungsnetz der Wasserversorgung investiert. Für Unter-
haltungsmaßnahmen wurden TEUR 775 aufgewendet.

4.3	 Beteiligungen

Die BHAG ist an folgenden fünf Gesellschaften  
beteiligt:
»	 Energieversorgung Schwarze Elster GmbH  
	 (Beteiligungsanteil 5%) 
»	 TOBI Gaskraftwerk Verwaltungs GmbH  
	 (Beteiligungsanteil 4,17%) 
»	 TOBI Gaskraftwerksbeteiligungs GmbH & Co. KG  
	 (Beteiligungsanteil 4,17%)
»	 TOBI Windenergie Verwaltungs GmbH  
	 (Beteiligungsanteil 14,28%) 
»	 TOBI Windenergie GmbH & Co.KG 
	 (Beteiligungsanteil 14,28%) 
»	 Grundstücksgesellschaft Bad Honnef mbH
	 (Beteiligungsanteil 100%)

Sowohl die Beteiligungen an der TOBI Gaskraftwerks-
beteiligungs GmbH & Co. KG als auch an der TOBI 
Windenergie GmbH & Co. KG wurden in vorherigen 
Geschäftsjahren teilweise abgewertet bzw. durch Rück-
stellungen abgesichert. Im Berichtsjahr entsprach der 
Geschäftsverlauf der Gaskraftwerksbeteiligungs GmbH 
& Co. KG der Planung.

Aktuelle Marktentwicklungen bei der Stromerzeugung, 
nicht zuletzt aufgrund der beschlossenen AKW-Ab-
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Netznutzungsentgelten gegenüber fremden Lieferan-
ten.

In der Sparte Gasversorgung sind im Geschäftsjahr 
2025 Umsatzerlöse von TEUR 55.277 zu verzeichnen, 
die jedoch im Vergleich zum Vorjahr um TEUR 450 bzw. 
0,8% leicht rückläufig sind. Dabei sanken die Erlöse im 
Gasvertrieb um TEUR 1.384, wohingegen die Erlöse 
aus der Berechnung von Netznutzungsentgelten ge-
genüber fremden Lieferanten um TEUR 691 anstiegen.

Aufgrund des unterjährig eingetretenen Preisverfalls 
an den Energiebörsen gegenüber dem Vorjahr erhöh-
te sich der Anteil der Kundenabwanderungen im eige-
nen Netz. Daher reduzierten sich die vertrieblichen Er-
löse im eigenen Netz um TEUR 6.370. Die Erlöse in 
fremden Netzen entwickelten sich dagegen positiv und 
kompensierten nahezu den Rückgang im eigenen Netz 
(+TEUR 6.030).

Die Erlöse aus Spotmarktverkäufen reduzierten sich 
ebenfalls um TEUR 997 und die Mehrmindermengen-
abrechnung führte zu TEUR 45 geringeren Erlösen. 
Diesen Erlösen stehen auf der Materialaufwandsseite 
auch Spotmarktkäufe entgegen. Aufgrund der deutlich 
zurückgegangenen Volatilitäten an den Energiemärk-
ten erfolgten die Spothandelsmengen im Gas ebenfalls 
nahezu erfolgsneutral.

Trotz der geringeren Erlöse erhöhte sich die für das 
Geschäftsjahr 2025 abzuführende Energiesteuer um 
TEUR 472 aufgrund gestiegener Absätze insbesonde-
re in fremden Netzgebieten.

Im Gasnetzbereich dagegen erhöhten sich die Erlöse 
um TEUR 429. Diese Erhöhung resultiert im Wesentli-
chen aus einer um TEUR 691 höheren Abrechnung von 
Netzentgelten gegenüber Fremdvertrieben bei einer um 
TEUR 46 geringeren Mehrmindermengenabrechnung.

Die Umsatzerlöse in den Tätigkeiten außerhalb des 
Elektrizitäts- und Gassektors reduzierten sich ebenfalls 
im Vergleich zum Vorjahr um TEUR 449; während die 
Wasserversorgung eine um TEUR 100 höhere Erlös-
situation aufweist, reduzierten sich gleichzeitig die Um-
satzerlöse im Bereich Energiedienstleistungen/Con-
tracting um TEUR 549.

Die sonstigen Umsatzerlöse erhöhten sich gegenüber 
dem Vorjahr um TEUR 132 auf TEUR 1.504. Die Erhö-

hung verteilt sich im Wesentlichen mit TEUR 68 auf hö-
here Erlöse aus Gas- und Stromverkäufen im Bereich 
der TOBI Gaskraftwerksbeteiligung sowie auf die Erhö-
hung der Erlöse in den Nebengeschäften (+TEUR 64). 
Die darunterfallenden Erlöse aus der Parkraumbewirt-
schaftung konnten um weitere TEUR 23 auf insgesamt 
TEUR 397 ausgebaut werden.

Die Auflösungserträge der Baukostenzuschüsse (BKZ) 
erhöhten sich gegenüber dem Vorjahr um TEUR 92 auf 
TEUR 339. Hierbei wurden die BKZ im Gas erstmals 
auf die analog zu den korrespondierenden Investitionen 
in das Anlagevermögen verkürzte Nutzungsdauer durch 
KANU 2.0 angepasst.

Die sonstigen betrieblichen Erträge erhöhten sich im 
Vorjahresvergleich um TEUR 2.236 oder 152,3% auf 
nunmehr TEUR 3.705. Diese Erhöhung ist im Wesent-
lichen geprägt durch höhere Erträge aus der Auflösung 
von sonstigen Rückstellungen (+TEUR 1.874) sowie 
durch außerordentliche und periodenfremde Erträge 
(TEUR 719), die größtenteils aus einer Versicherungs-
entschädigung für die in den Vorjahren entstandenen 
Beschaffungsfehler resultierten.

Der Materialaufwand reduzierte sich aufgrund gesun-
kener Einkaufspreise und Mengen überproportional 
zu den Umsatzerlösen und liegt insgesamt um TEUR 
3.899. bzw. 5,6% auf TEUR 65.672 unter dem Vorjahr. 
Innerhalb des Materialaufwandes reduzierten sich die 
Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe um 
TEUR 9.534 bzw. 19,5%, die Aufwendungen für be-
zogene Leistungen stiegen dagegen um TEUR 5.635 
bzw. 27,3% an.

Der Rückgang bei den Aufwendungen für Roh-, Hilfs- 
und Betriebsstoffe resultiert hauptsächlich aus den 
gegenüber dem Vorjahr stark gesunkenen Gasbezugs-
kosten (-TEUR 9.008) sowie aus rückläufigen Strom-
bezugskosten (-TEUR 487), die auch aufgrund der 
veränderten Beschaffungsstrategie realisiert werden 
konnten. Im Gegensatz dazu sind die Energiebezugs-
kosten im Rahmen der Gaskraftwerksbeteiligung um 
TEUR 270 höher ausgefallen, deren Anstieg sich ana-
log zu den dazugehörigen Umsatzerlösen entwickelt.

Im Gegensatz zu den Aufwendungen für Roh-, Hilfs- 
und Betriebsstoffe stellen sich auch die Aufwendungen 
für bezogene Leistungen im Vergleich zum Vorjahr auf 
einem höheren Niveau dar. Im Wesentlichen resultiert 

Aufgrund des Anstiegs des Eigenkapitals infolge der 
hohen Jahresüberschüsse (+TEUR 5.089) erhöhten 
sich die Guthaben bei Kreditinstituten neben der Re-
duktion der sonstigen Vermögensgegenstände (-TEUR 
5.998) auch infolge der Erhöhung der sonstigen Rück-
stellungen (+TEUR 306), dies bei gleichzeitigem Ab-
bau der Steuerrückstellung (-TEUR 1.180). Innerhalb 
der sonstigen Verbindlichkeiten befinden sich die kre-
ditorischen Debitoren, also Kunden, denen zum Jahres-
stichtag eine Guthabenauszahlung zusteht, in Höhe von 
TEUR 8.426 (gegenüber dem Vorjahr TEUR 7.888). 
Das ausgewiesene Anlagevermögen in Höhe von TEUR 
57.100 (Vorjahr: TEUR 53.870) erhöhte sich um TEUR 
3.230 bzw. 6%. Im Berichtsjahr erfolgten Investitionen 
in Höhe von TEUR 6.655 (Vorjahr: TEUR 7.845) in im-
materielle Vermögensgegenstände und Sachanlagen 
sowie in Höhe von TEUR 871 in Finanzanlagen. Die 
Investitionen in das Sachanlagevermögen entfielen im 
Wesentlichen auf den Bereich der Verteilungsanlagen. 
Die Investitionen im Bereich der Finanzanlagen sind im 
Wesentlichen dem Kauf der Grundstücksgesellschaft 
Bad Honnef mbH (TEUR 795) zuzuordnen.

Den Investitionen standen Abschreibungen auf imma-
terielle Vermögensgegenstände und Sachanlagen in 
Höhe von TEUR 3.479 (Vorjahr: TEUR 2.580) sowie 
auf Finanzanlagen in Höhe von TEUR 7 (Vorjahr: TEUR 
5), Anlagenabgänge in Höhe von TEUR 473 (Vorjahr: 
TEUR 46) und Zuschreibungen in Höhe von TEUR 7 
(Vorjahr: TEUR 5) gegenüber. Der Anteil des Anlage-
vermögens an der Bilanzsumme beträgt unverändert 
65,8% (Vorjahr: 65,8%).

Der Gesellschaft stehen lang- und mittelfristige Eigen- 
und Fremdmittel in Höhe von TEUR 56.629 (Vorjahr: 
TEUR 50.755) zur Verfügung. Der Anlagendeckungs-
grad beträgt somit 99,2% (Vorjahr: 94,2%). Die Ver-
änderung zum Vorjahr resultierte aus einem stärkeren 
Anstieg der lang- und mittelfristigen Eigen- und Fremd-
mittel im Vergleich zum Anlagevermögen.

Das Eigenkapital - ohne den für die Ausschüttung 
vorgesehenen Teil des Jahresüberschusses des Ge-
schäftsjahres 2025 in Höhe von TEUR 2.288 – betrug 
TEUR 42.047 und erhöhte sich gegenüber dem Vorjahr 
durch die vorgesehene Thesaurierung eines Teilbetra-
ges des Jahresüberschusses 2025 um TEUR 5.401. 
Neben der absoluten Erhöhung des Eigenkapitals er-
höhte sich die Eigenkapitalquote trotz gestiegener 
Bilanzsumme gegenüber dem Vorjahr von 44,8% auf 
48,5%.

IV.	 Ertragslage 
Zur Beurteilung des Geschäftsverlaufs und der Lage 
der Gesellschaft wird auch unterjährig auf das opera-
tive Ergebnis (EBIT) als finanzieller Leistungsindikator 
abgestellt. Das operative Ergebnis entwickelte sich im 
Laufe des Jahres 2025 positiver als geplant. Im Wirt-
schaftsplan 2025 wurde ein EBIT von TEUR 4.985 
geplant. Aufgrund der nachfolgend näher erläuterten 
Entwicklungen erwirtschaftete die BHAG ein EBIT in 
Höhe von TEUR 10.701.

Im Geschäftsjahr 2025 wurden Umsatzerlöse in Höhe 
von TEUR 92.165 (Vorjahr: TEUR 93.524) erzielt. Dies 
entspricht einem Rückgang von lediglich TEUR 1.359 
oder 1,5%.

In der Sparte Stromversorgung verringerten sich die 
Umsatzerlöse von TEUR 28.240 auf TEUR 27.552. 
Dies entspricht einem Umsatzrückgang von TEUR 688 
oder 2,4%. Dabei ergibt sich im Bereich Stromvertrieb 
eine Reduktion von TEUR 2.064, was im Wesentlichen 
auf TEUR 1.731 niedrigere Erlöse im eigenen Strom-
netzgebiet zurückzuführen ist. Die Erlöse in fremden 
Netzgebieten verringerten sich um TEUR 1.228. Auf-
grund der gesunkenen Erlöse nahmen auch die Preis-
nachlässe um TEUR 23 ab.

Hauptgrund für den Rückgang der Erlöse sind ein nied-
rigeres Preisniveau im Geschäftskundensegment bei 
minimal gestiegener Vertriebsmenge. Während die ge-
lieferten Mengen im eigenen Netz um 5,7% zurückgin-
gen, reduzierten sich die Absatzmengen in Fremdnetzen 
um 8,7% . Durch den Zubau von PV-Anlagen reduzierte 
sich die vertriebliche Absatzmenge insgesamt um 6,9%.

Die Erlöse aus Spotmarktverkäufen traten aufgrund 
der veränderten Beschaffungsmechanismen im Strom 
gegenüber dem Vorjahr erstmals auf (TEUR 844), die 
Mehrmindermengenabrechnung sorgte für TEUR 161 
niedrigere Erlöse. Aufgrund der deutlich zurückgegan-
genen Volatilitäten an den Energiemärkten erfolgten 
die Spothandelsmengen nahezu erfolgsneutral.

Aufgrund des Mengenrückgangs reduzierte sich die Er-
lösschmälerung durch die für das Geschäftsjahr 2025 
abzuführende Stromsteuer um TEUR 101.

Der Stromnetzbetrieb der BHAG liefert dagegen mit 
TEUR 4.499 im Vorjahresvergleich einen um TEUR 
1.112 höheren Erlösbeitrag aus der Berechnung von 



Lagebericht Geschäftsbericht 2025 Geschäftsbericht 202522 Lagebericht 23

Die sonstigen Steuern erhöhten sich gegenüber dem 
Vorjahr um TEUR 9 auf insgesamt TEUR 41. Hierfür ist 
die erhöhte Belastung infolge der Grundsteuerreform 
ausschlaggebend.

Die vorgenannten Effekte führen schließlich zu einem 
gestiegenen Jahresüberschuss. Dem Jahresüber-
schuss des Vorjahres von TEUR 6.891 steht im Ge-
schäftsjahr 2025 ein Jahresüberschuss in Höhe von 
TEUR 7.689 gegenüber.

Ertragslage der Tätigkeit Elektrizitätsverteilung  
gemäß § 6b EnWG
In der Tätigkeit Elektrizitätsverteilung lagen die Umsatz-
erlöse mit TEUR 13.718 um TEUR 2.424 bzw. 21,5% 
über denen des Vorjahres.

Die Erlöse im Einspeisemanagement erhöhten sich ge-
genüber dem Vorjahr (+TEUR 259), daneben sind er-
höhte Erlöse aus Netznutzungsentgelten (einschließlich 
Umlagen) für die Erhöhung ursächlich (+TEUR 1.827). 
Im Berichtsjahr wurden diese gegenüber dem eigenen 
Vertrieb in Höhe von TEUR 7.616 (gegenüber dem Vor-
jahr: +TEUR 715) sowie gegenüber fremden Vertrie-
ben in Höhe von TEUR 4.499 (gegenüber dem Vorjahr: 
+TEUR 1.112) zur Abrechnung gebracht.

Die Auflösung des Sonderpostens für Investitionszu-
schüsse zum Anlagevermögen erhöhte sich um TEUR 
4 auf TEUR 62.

Die mit eigenem Personal durchgeführten aktivierungs-
pflichtigen Investitionsmaßnahmen in das Elektrizi-
tätsverteilnetz haben sich im Geschäftsjahr 2025 um 
TEUR 74 bzw. 34,3% gegenüber dem Geschäftsjahr 
2024 erhöht.

Die sonstigen betrieblichen Erträge erhöhten sich um 
TEUR 47 bzw. 138,3%. Der Anstieg ist im Wesentlichen 
auf höhere Erträge aus der Auflösung von Rückstellun-
gen zurückzuführen.

Der Anstieg bei den Materialaufwendungen um TEUR 
2.035 bzw. 30,2% ist insbesondere auf die in Summe 
um TEUR 351 erhöhten Aufwendungen aus vorgela-
gerten Netzentgelten sowie auf die Erhöhung der Um-
lage nach § 19 II (+TEUR 636) zurückzuführen. Des 
Weiteren führte die Mehrminderabrechnung zu höheren 
Aufwendungen gegenüber dem Vorjahr (+TEUR 471). 
Die direkten Aufwendungen für Instandhaltungen ha-

ben sich zusätzlich um TEUR 5 auf insgesamt TEUR 
255 erhöht.

Die Personalaufwendungen lagen um TEUR 172 bzw. 
7,0% über dem Vergleichswert des Vorjahres. Neben 
den Löhnen und Gehältern, die sich um TEUR 189 bzw. 
10,4% erhöht haben, verringerten sich die sozialen Ab-
gaben und Aufwendungen für Altersversorgung und 
Unterstützung um TEUR 17 bzw. 2,6%.

Trotz der anhaltend hohen Investitionstätigkeit oberhalb 
der Abschreibungen haben sich die Abschreibungen im 
Vergleich zum Vorjahr um TEUR 19 bzw. 4,3% redu-
ziert. Trotz der hohen Investitionen in das Stromnetz, die 
überwiegend in einer Stromnetzübernahme begründet 
sind, ist der Rückgang der Abschreibungen auf die Ak-
tivierung von Anlagen im Bau zurückzuführen, die erst 
nach der technischen Inbetriebnahme Abschreibungen 
verursachen.

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen lagen mit 
TEUR 821 um TEUR 58 bzw. 7,6% über den Aufwen-
dungen des Vorjahres. Ausschlaggebend hierfür sind 
neben der allgemeinen Inflation die hohen Kosten für 
Rechtsberatungen im Hinblick auf die Stromnetzüber-
nahme Unkel im Vorjahr sowie gestiegene IT-System-
kosten.

Das Finanzergebnis der Elektrizitätsverteilung hat sich 
um TEUR 26 verschlechtert. Ursächlich hierfür sind im 
Wesentlichen die geringeren Zinseinnahmen auf Ta-
ges- und Festgeldkonten im Vergleich zum Vorjahr.

Die vorgenannten Veränderungen bei Erlösen, Erträgen 
und Aufwendungen haben dazu geführt, dass sich für 
die Tätigkeit Elektrizitätsverteilung das Ergebnis vor Er-
tragsteuern von TEUR 1.196 im Geschäftsjahr 2024 
um TEUR 273 auf TEUR 1469 im Geschäftsjahr 2025 
verbessert hat.

Unter Berücksichtigung des mit dem Ergebnis ein-
hergehenden höheren Ertragsteueraufwandes ergibt 
sich für die Tätigkeit Elektrizitätsverteilung für das Ge-
schäftsjahr 2025 ein Jahresüberschuss in Höhe von 
TEUR 976 nach einem Jahresüberschuss in Höhe von 
TEUR 887 für das Geschäftsjahr 2024.

der Anstieg aus den bezogenen Leistungen im Zu-
sammenhang mit nochmals gestiegenen vorgelagerten 
Netznutzungsentgelten im Strombereich (+TEUR 351), 
aufgrund des Wegfalls des Zuschusses für die Über-
tragungsnetzbetreiber (für 2026 wurde der Zuschuss 
wieder genehmigt) und den vorgelagerten Netzentgel-
ten im Gas (+TEUR 418), die überwiegend aufgrund 
der rückläufigen Mengen sowie der Anwendung kürze-
rer Nutzungsdauern auch bei den Übertragungsnetzbe-
treibern im Rahmen von KANU 2.0 angestiegen sind. 
Aufgrund der gestiegenen Absatzmenge im Gas und 
höheren Einheitspreisen sind die Aufwendungen für 
den Bezug von CO2-Preis-Zertifikaten (nEHS) (+TEUR 
1.660), die Netznutzungsentgelte fremder Netzbetrei-
ber (+TEUR 1.649) sowie die Speicherumlage (+TEUR 
608) angestiegen. Dagegen konnten die Kosten aus 
der bisherigen Energiebeschaffung Strom um die Auf-
wendungen für Systemdienstleistungen (-TEUR 546) 
reduziert werden, wobei diesen lediglich zuvor durch 
Systemdienstleistungen abgegoltene Aufwendungen 
aus dem Portfoliomanagement und der Bilanzkreisab-
rechnung in Höhe von TEUR 247 gegenüberstehen.

Der Personalaufwand erhöhte sich um TEUR 238 bzw. 
2,3%. Die darin enthaltenen Löhne und Gehälter stie-
gen dabei aufgrund einer tariflichen Steigerung im Be-
reich von 4,7 – 7,8% um TEUR 423 bzw. 5,6%. Die sich 
daraus ergebende durchschnittliche Zahl der Beschäf-
tigten beträgt 129 (Vorjahr 128).

Bei den sozialen Abgaben und Aufwendungen für  
Altersversorgung und für Unterstützung verringerten 
sich die Aufwendungen von TEUR 2.717 im Geschäfts-
jahr 2024 um TEUR 186 bzw. 6,8% auf TEUR 2.531 
trotz der gestiegenen Lohnsumme im Geschäftsjahr 
2025. Hierbei ist eine im Vorjahr sehr hoch ausgefalle-
ne Zuführung zu Pensionsverpflichtungen im Berichts-
jahr wieder deutlich geringer ausgefallen (-TEUR 439).

Trotz der anhaltend hohen Investitionstätigkeit, wobei 
große Anteile aufgrund der geplanten Netzübernahme 
jedoch noch auf Anlagen im Bau entfallen, erhöhten 
sich die Abschreibungen im Vergleich zum Vorjahr um 
TEUR 899 bzw. 34,9%. Ursächlich hierfür ist eine ein-
malige Anpassung der handelsrechtlichen Nutzungs-
dauern an die Vertragslaufzeiten im Bereich des Wär-
mecontractings. Weiterhin wurden handelsrechtlich 
bereits die kürzere Nutzungsdauern im Gasnetz auf-
grund der „KANU 2.0“-Festlegungen zur Anwendung 
gebracht, auch wenn diesen erst ab 2026 die regula-

torische Anerkennung und damit die Einnahmen in den 
Netzentgelten gegenüberstehen.

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen fielen im 
Berichtsjahr um TEUR 600 bzw. 10,6% höher aus. 
Trotz eines Rückgangs der Verwaltungskosten, sind 
beispielsweise die Aufwendungen für Abschlusspro-
visionen um TEUR 569 bzw. 58,5%, die Prüfungs-,  
Beratungs- und Gutachterkosten um TEUR 80 bzw. 
8,2% oder die Schulungskosten um TEUR 102 bzw. 
47,6% zurückgegangen. Daneben sind aufgrund eines 
weiteren Standortes für ein Kundencenter in Asbach 
die Mietaufwendungen um TEUR 61 bzw. 57,7%, sowie 
die Kosten für EDV um TEUR 123 bzw. 15,5% ange-
stiegen.

Hauptursächlich für die Erhöhung der sonstigen betrieb-
lichen Aufwendungen sind jedoch die handelsrechtlich 
notwendig gewordene Rückstellung für Stilllegungs-
kosten im Gasnetz in Höhe von TEUR 623 sowie im 
Berichtsjahr festgestellte Anlagenabgänge aus zurück-
liegenden Jahren, die die Verluste aus dem Abgang von 
Gegenständen des Anlagevermögens um TEUR 436 
einmalig erhöhten (neben höheren Abschreibungen im 
Bereich des Wärmecontractings infolge der Anpassung 
der Nutzungsdauern). Die Zuführung zur Drohverlust-
rückstellung im Rahmen der Gaskraftwerksbeteiligung 
beträgt TEUR 109.

Das Finanzergebnis hat sich von TEUR 434 im Ge-
schäftsjahr 2024 auf TEUR 420 leicht negativ entwi-
ckelt. Zwar fiel die Wertaufholung (+TEUR 474) des mit 
den Rückstellungen saldierten Deka-Fondsvermögen, 
um TEUR 112 höher aus als im Vorjahr, jedoch sind die 
mit der Wertaufholung saldierten Zinsaufwendungen 
um TEUR 26 angestiegen. Daneben reduzierten sich 
im Jahr 2025 die vereinnahmten Tages- und Festgeld-
zinsen gegenüber dem Vorjahr um TEUR 48 auf TEUR 
141. Die Zinserträge aus Ausleihungen von TEUR 89 
trugen positiv zum Finanzergebnis bei, auch wenn sie 
aufgrund von planmäßigen Tilgungen leicht rückläufig 
sind (-TEUR 23).

Die Steuern vom Einkommen und vom Ertrag erhöh-
ten sich um TEUR 2.189 auf insgesamt TEUR 3.392. 
Hierbei ist zu erwähnen, dass sich die in den Vorjahren 
gebildeten Drohverlustrückstellungen im Vorjahr steu-
erlich auswirkten und dadurch die Steuerlast trotz des 
hohen Ergebnisses stark dezimierten.
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Ertragslage der Tätigkeit Gasverteilung gemäß  
§ 6b EnWG
In der Tätigkeit Gasverteilung lagen die Umsatzerlöse 
mit TEUR 11.353 um TEUR 8 bzw. 0,1% unter denen 
des Vorjahres. Aufgrund einer gestiegenen Netztrans-
portmenge von 3,2% gegenüber dem Vorjahr sind die 
Einnahmen aus Netzentgelten um TEUR 980 angestie-
gen. Daneben reduzierten sich die Erlöse aus der Mehr- 
und Mindermengenabrechnung um TEUR 841.

Die Umsatzerlöse aus Netznutzungsentgelten erhöhten 
sich gegenüber Fremdvertrieben um TEUR 691 bzw. 
20,2% auf TEUR 4.116, dem eigenen Vertrieb gegen-
über lediglich um TEUR 289 bzw. 5,5% auf TEUR 
5.570. Dieser Trend hängt mit den im Vergleich zum 
Wettbewerb hohen Vertriebspreisen zusammen, die 
eine hohe Kundenabwanderung zu Fremdlieferanten 
zur Folge hatten. Trotz der leicht gestiegenen Absatz-
menge unserer Kunden blieb die Vereinnahmung der 
Erlösobergrenze um TEUR 720 hinter dem Planansatz 
(EOG) zurück.

Die Auflösung des Sonderpostens für Investitionszu-
schüsse zum Anlagevermögen erhöhte sich um TEUR 
86 auf TEUR 224. Hintergrund hierfür ist die Anwen-
dung von Festlegungen der KANU 2.0 auch auf die bis-
lang vereinnahmten BKZ.

Gegenüber dem Vorjahr reduzierten sich die anderen 
aktivierten Eigenleistungen, also die mit eigenem Per-
sonal durchgeführten aktivierungspflichtigen Investi-
tionsmaßnahmen in das Gasverteilnetz, um TEUR 95 
bzw. 35,6% infolge einer geringeren Investitionstätig-
keit in diesem Bereich.

Die sonstigen betrieblichen Erträge reduzierten sich um 
insgesamt TEUR 116 bzw. 86,6%. Die Erhöhung ist im 
Wesentlichen auf niedrigere Erträge aus der Auflösung 
von Rückstellungen zurückzuführen.

Die Materialaufwendungen reduzierten sich ebenfalls 
im Gleichklang mit den Erlösen um TEUR 10 bzw. 0,2% 
auf insgesamt TEUR 5.023. Neben einer Steigerung 
der Aufwendungen aus vorgelagerten Netzentgelten 
um TEUR 418 reduzierten sich die Aufwendungen aus 
Mehr- und Mindermengenabrechnungen um TEUR 
819. Die direkten Instandhaltungsaufwendungen er-
höhten sich um TEUR 388 bzw. 78,5% auf TEUR 882.

Die Personalaufwendungen lagen lediglich um TEUR
18 bzw. 0,6% über dem Vergleichswert des Vorjahres. 
Bei den Löhnen und Gehältern erhöhten sich die Auf-
wendungen um TEUR 90 bzw. 3,8%, daneben reduzier-
ten sich die sozialen Abgaben und Aufwendungen für 
Altersversorgung und Unterstützung um TEUR 72 bzw. 
8,4% infolge einer gegenüber dem Vorjahr geringeren 
Zuführung zu den Pensionsverpflichtungen.

Die Abschreibungen erhöhten sich im Vergleich zum 
Vorjahr um TEUR 315 bzw. 36,4%. Hierbei ist zu be-
achten, dass gemäß den Verlautbarungen der Bundes-
netzagentur direkte Investitionen in das Gasnetz seit 
2023 bis Ende 2044 abgeschrieben werden. Weiterhin 
wurden auch die bestehenden direkten Gasinvestitio-
nen im Zuge der „KANU 2.0“ – Festlegungen mit der 
geringeren Nutzungsdauer bei linearer Abschreibungs-
methode fortgeführt.

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen lagen mit 
TEUR 1.909 um TEUR 760 bzw. 66,1% oberhalb der 
Aufwendungen des Vorjahres. Wesentlich sind neben 
der allgemeinen Inflation die Beratungskosten hervor 
(+TEUR 46), die in Teilen in einer beginnenden Gas-
netzgebietstransformationsplanung begründet sind. Im 
Berichtsjahr erfolgte erstmals die Bildung von Rückstel-
lungen für künftige Gasnetzstilllegungskosten (TEUR 
623).

Das Finanzergebnis der Gasverteilung hat sich um 
TEUR 60 verschlechtert. Ursächlich hierfür sind im We-
sentlichen die geringeren Zinseinnahmen auf Tages- 
und Festgeldkonten im Vergleich zum Vorjahr. 

Die vorgenannten Veränderungen bei Erlösen, Erträgen 
und Aufwendungen haben dazu geführt, dass sich für 
die Tätigkeit Gasverteilung das Ergebnis vor Ertragsteu-
ern von TEUR 1.557 im Geschäftsjahr 2024 um TEUR 
1.361 auf TEUR 196 im Geschäftsjahr 2025 reduziert 
hat.

Trotz der nicht bilanzierungsfähigen Mindererlöse und 
des mit dem Ergebnis einhergehenden niedrigeren 
Ertragsteueraufwandes ergibt sich für die Tätigkeit 
Gasverteilung für das Geschäftsjahr 2025 ein Jahres-
fehlbetrag in Höhe von TEUR 119 nach einem Jah-
resüberschuss in Höhe von TEUR 1.151 für das Ge-
schäftsjahr 2024.

V.	Chancen und Risiken der künftigen 	
Entwicklung

1. Risikobericht

Erläuterung des Risikomanagementsystems

Risiken führen bei deren Eintreten zu negativen Ab-
weichungen des Unternehmensergebnisses von den 
geplanten Werten.

Unser Risikomanagementsystem (RMS) ist so ausge-
legt, dass wir Risiken frühzeitig erkennen können. 
Wenn möglich, verringern wir bestehende Risiken, 
schließen diese aus oder geben diese an Dritte (z. B. 
Versicherungen) weiter. Hierzu entwickeln wir geeigne-
te Maßnahmen und überwachen deren Umsetzung.

Der Vorstand bestimmt die Risikopolitik des Unterneh-
mens und legt die Prozesse und Zuständigkeiten inner-
halb des RMS fest. Der Vorstand delegiert die Aufga-
ben des RMS an den Risikomanagementbeauftragten 
sowie die Risikoverantwortlichen.
Der Risikomanagementbeauftragte verantwortet die 
Aufrechterhaltung der Prozesskette des RMS. Ihm ob-
liegt es u. a., in den definierten Zyklen die Aktualisie-
rung der Risiken und Maßnahmen durch die Risikover-
antwortlichen zu überwachen und ggf. einzufordern.
Aufgabe der Risikoverantwortlichen ist die Identifizie-
rung und Anzeige, die Bewertung und Steuerung von 
Risiken in ihrem jeweiligen Verantwortungsbereich.

Vorstand und Aufsichtsrat erhalten in regelmäßigen Ab-
ständen Risikoreports, in denen die jeweils aktuelle Ri-
sikosituation der BHAG dargestellt wird.
Treten kurzfristig signifikante Risiken auf, werden die-
se umgehend an den Vorstand berichtet, der wiederum 
den Aufsichtsrat in angemessenem Umfang informiert. 

Für das Geschäftsjahr 2025 erfolgten insgesamt vier 
Risikokomiteesitzungen, an denen neben dem Vorstand 
und dem Risikomanagementbeauftragten die Risikover-
antwortlichen teilgenommen haben. In diesem Rahmen 
werden die identifizierten Risiken, deren Bewertung 
sowie die definierten Steuerungsmaßnahmen evaluiert 
und bedarfsweise angepasst bzw. fortgeschrieben

Darstellung der Risikosituation

Nachfolgend stellen wir die Risikosituation der BHAG 
im Berichtszeitraum 2025 dar. Dabei konzentrieren wir 

uns auf jene Bereiche, welche wesentliche Risiken auf-
weisen bzw. die gegenüber der Vorperiode bedeutsame 
Veränderungen erfahren haben.

Rechtliche und regulatorische Risiken
Die rechtlichen und regulatorischen Rahmenbedingun-
gen blieben auch im Geschäftsjahr 2025 von einer ho-
hen Dynamik geprägt. Politische und gesetzgeberische 
Entscheidungen auf nationaler und europäischer Ebe-
ne, insbesondere im Bereich der Energie- und Klima-
politik, können weiterhin erhebliche Auswirkungen auf 
das Geschäftsmodell der BHAG haben. Unsicherheiten 
ergaben sich dabei sowohl aus laufenden Gesetzge-
bungsverfahren als auch aus der konkreten Ausgestal-
tung untergesetzlicher Regelungen und deren zeitlicher 
Umsetzung.
Im regulatorischen Umfeld stellte die Weiterentwick-
lung des Regulierungsrahmens für Strom- und Gas-
netze durch die Bundesnetzagentur weiterhin ein we-
sentliches Risiko dar. Die im Rahmen des sogenannten 
NEST‑Prozesses (Netze. Effizient. Sicher. Transfor-
miert.) angestoßenen Reformüberlegungen zur An-
reizregulierung wurden im Geschäftsjahr 2025 weiter 
konkretisiert. 
Insbesondere die Ausgestaltung künftiger Effizienz-
vorgaben, Investitionsanreize sowie die regulatorische 
Behandlung klimaneutraler und transformierender 
Infrastrukturmaßnahmen können Einfluss auf die Er-
lösobergrenzen, die Investitionsfähigkeit und die Plan-
barkeit im Netzbereich haben. Bereits messbare Im-
plikationen wurden in unsere Unternehmensplanung 
übernommen.

Die BHAG verfolgte die regulatorischen Entwicklungen 
auch im Geschäftsjahr 2025 aktiv und brachte sich wei-
terhin über Stellungnahmen, Konsultationsverfahren 
sowie über Branchen- und Interessenvertretungen in 
den laufenden Prozess ein.

Vertrieb und Beschaffung
Die Energiehandels- und Beschaffungsmärkte waren 
im Geschäftsjahr 2025 weiterhin durch Preis- und Men-
genvolatilitäten geprägt, wenngleich sich diese gegen-
über den außergewöhnlichen Ausschlägen der Jahre 
2022 und 2023 insgesamt weiter normalisiert haben. 
Die Großhandelspreise für Strom und Erdgas bewegten 
sich im Jahresverlauf 2025 auf einem im Vergleich zum 
Vorjahr moderateren Niveau, unterlagen jedoch weiter-
hin kurzfristigen Schwankungen infolge geopolitischer 
Entwicklungen, witterungsbedingter Effekte sowie der 
Marktentwicklung bei CO₂-Zertifikaten.
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Die Auswirkungen geopolitischer Entwicklungen wur-
den erneut mit Beginn des bewaffneten Konflikts im 
Nahen Osten im Zusammenhang mit militärischen Aus-
einandersetzungen zwischen den USA, Israel und dem 
Iran ab Ende Februar 2026 deutlich. Insbesondere die 
Blockade wichtiger Transportwege, wie der Straße von 
Hormus, führte zu spürbaren Preisanstiegen bei Rohöl, 
Erdgas und in der Folge auch bei Strom im Großhandel. 
Diese Preisentwicklungen erhöhten die Beschaffungs-
risiken und verstärkten die Volatilität an den Energie-
märkten.

Auf die besondere Risikosituation an den Beschaf-
fungsmärkten hat die BHAG bereits vor Jahren mit 
der Einrichtung eines Risikogremiums eigens für den 
Bereich der Energiebeschaffung reagiert. Unsere be-
stehende, langfristig orientierte Beschaffungsstrategie 
wird in kurzen zeitlichen Abständen überprüft und im 
Bedarfsfall angepasst, um negative Auswirkungen in-
folge ungünstiger Marktpreisentwicklungen auf unsere 
Beschaffungskosten und damit auf die Absatzpreise für 
unsere Kunden möglichst zu verringern.

Auf der Absatzseite bestanden auch 2025 weiterhin 
Unsicherheiten hinsichtlich der Nachfragemengen. Im 
Gasbereich wirkten sich insbesondere milde Witte-
rungsverläufe sowie strukturelle Effekte der Wärme-
wende dämpfend auf den Absatz aus. Zugleich beein-
flussten der weiter fortschreitende Zubau dezentraler 
Erzeugungsanlagen, insbesondere Photovoltaik, sowie 
witterungsbedingte Einspeiseeffekte die Stromnach-
frage aus dem Netz. Diese Entwicklungen wurden im 
Rahmen der Absatz- und Absatzmengenplanung be-
rücksichtigt; gleichwohl verbleiben hieraus resultieren-
de Prognoserisiken.

Der Wettbewerbsdruck im Energiemarkt ist unverändert 
hoch. Die Entscheidung der Kunden für oder gegen die 
BHAG als ihren Energielieferanten beeinflusst unmit-
telbar unsere Absatzmengen. 
Ein systematisches Monitoring von Kundenbestand, 
Wechselquoten und Marktpreisentwicklungen diente 
auch 2025 der frühzeitigen Identifikation potenzieller 
Risiken sowie der Ableitung marktseitiger Maßnahmen.

Personal
Unsere hoch qualifizierten und engagierten Mitarbei-
tenden sind die Grundlage für unseren Unternehmens-
erfolg. Um geeignetes Personal zu gewinnen und lang-

fristig an uns zu binden, nutzen wir eine Vielzahl von 
Maßnahmen. 
Im Personalbereich können sich ausgehend von dem 
bestehenden demografischen Wandel Kapazitäts- und 
Alterungsrisiken ergeben. Der Abgang von Schlüs-
selpersonal könnte zudem die betrieblichen Abläufe 
stören. Aufgrund der reduzierten Verfügbarkeit quali-
fizierter Bewerber (Fachkräftemangel) sind verstärkt 
zeitliche und finanzielle Ressourcen bei der Personal-
beschaffung aufzuwenden.

Um diesen Risiken zu begegnen, entwickelt die BHAG 
Maßnahmen des Personalmarketings, der Personal-
planung und der Personalentwicklung konsequent fort. 
Vertretungsregelungen, systematischer Wissenstrans-
fer sowie Qualifizierungsmaßnahmen waren auch im 
Berichtsjahr fester Bestandteil der Personalsteuerung.
Insgesamt konnten im Geschäftsjahr 2025 keine we-
sentlichen, über die Vorjahre hinausgehenden Risiken 
im Personalbereich festgestellt werden. Der Personal-
bestand erwies sich weiterhin als stabil, gleichwohl 
bleibt die Entwicklung des Arbeitsmarktes ein struktu-
reller Risikofaktor, der fortlaufend beobachtet wird.

Informations- und Kommunikationstechnik
Eine stabile und sichere IT-Infrastruktur blieb auch im 
Geschäftsjahr 2025 eine wesentliche Voraussetzung 
für die Aufrechterhaltung nahezu aller Geschäftspro-
zesse der BHAG. Die Risiken aus IT-Ausfällen, Daten-
verlusten oder Cyberangriffen bestanden unverändert 
fort. Vor dem Hintergrund der Einstufung von Energie-
versorgungsunternehmen als Teil der kritischen Infra-
struktur (KRITIS) kam der Informationssicherheit wei-
terhin eine besondere Bedeutung zu.
Im Geschäftsjahr 2025 wurden die bestehenden tech-
nischen und organisatorischen Maßnahmen zur IT-Si-
cherheit fortgeführt und an aktuelle Bedrohungslagen 
angepasst. Dies umfasste insbesondere Maßnahmen 
zur Angriffserkennung, zur Absicherung kritischer Sys-
teme sowie zur Sensibilisierung der Mitarbeitenden. Der 
regelmäßige Austausch mit dem Bundesamt für Sicher-
heit in der Informationstechnik (BSI) sowie die Berück-
sichtigung behördlicher und regulatorischer Vorgaben 
wurden fortgesetzt.
Wesentliche IT-Sicherheitsvorfälle mit erheblichen 
Auswirkungen auf den Geschäftsbetrieb traten im Ge-
schäftsjahr 2025 nicht ein. Gleichwohl bleibt die Be-
drohungslage dynamisch, sodass IT- und Cyberrisiken 
auch künftig einen Schwerpunkt im Risikomanagement 
darstellen.

Netzbetrieb (Strom, Gas, Wasser)
Im Netzbetrieb bestanden im Geschäftsjahr 2025 wei-
terhin technische und operative Risiken aus dem Ausfall 
oder der Störung von Leitungen, Anlagen und IT-Syste-
men. Solche Ereignisse können zu Versorgungsunter-
brechungen, erhöhtem Instandhaltungsaufwand oder 
regulatorischen Konsequenzen führen. Die BHAG be-
gegnete diesen Risiken auch 2025 mit einer voraus-
schauenden Instandhaltungsstrategie, regelmäßigen 
Prüf- und Wartungsmaßnahmen sowie einem etablier-
ten Sicherheits- und Notfallmanagement.
Zur weiteren Stärkung der technischen Sicherheit und 
zur systematischen Weiterentwicklung der Prozesse im 
Netzbetrieb hat die BHAG ein Technisches Sicherheits-
management (TSM) eingeführt. Das TSM wurde im Ja-
nuar 2026 im Rahmen eines externen Auditverfahrens 
erfolgreich zertifiziert. Mit der Einführung und Zertifizie-
rung des TSM werden die bestehenden Maßnahmen 
zur sicheren, zuverlässigen und regelkonformen Be-
triebsführung der Strom-, Gas- und Wassernetze weiter 
strukturiert und nachhaltig abgesichert.

Zudem stellen regulatorische Änderungen (z. B. An-
passungen im Anreizregulierungsrahmen oder bei 
Netzentgelten) finanzielle und administrative Heraus-
forderungen dar. Risiken durch den steigenden Inves-
titionsbedarf zur Umsetzung der Energiewende – ins-
besondere durch den Netzausbau im Strombereich 
– wurden durch eine mittel- bis langfristige Investitions-
planung adressiert.

Die Bundesnetzagentur hat mit der Festlegung KANU 
2.0 einen Rahmen für eine verkürzte kalkulatorische 
Nutzungsdauer von Gasnetz-Infrastrukturen geschaf-
fen, um der absehbar sinkenden Nutzung im Zuge der 
Energiewende Rechnung zu tragen. Zur Vermeidung 
künftiger Refinanzierungsrisiken hat die BHAG von der 
Möglichkeit einer verkürzten Abschreibungsdauer ab 
dem Geschäftsjahr 2025 Gebrauch gemacht. 
Ebenfalls im Kontext der regulatorischen Weiterent-
wicklung im Gasnetzbereich hat die BHAG auf Grund-
lage der Festlegung der Bundesnetzagentur mit dem 
Titel „BRÜCKEN“ (Regelungen zur Berücksichtigung 
von Stilllegungs- und Rückbauverpflichtungen) eine 
Rückstellung für zukünftige Aufwendungen im Zusam-
menhang mit der Stilllegung und dem Rückbau von 
Netzinfrastruktur gebildet. Hierdurch werden abseh-
bare Verpflichtungen sachgerecht bilanziell abgebildet 
und das wirtschaftliche Risiko aus langfristigen Ver-
pflichtungen angemessen berücksichtigt.

Gesamtbeurteilung des Vorstands
Die Entwicklungen an den Energie- und Beschaffungs-
märkten führen nach wie vor zu einem risikobelasteten 
Unternehmensumfeld.
Neben den Unsicherheiten infolge geopolitischer Kon-
flikte und den fluktuierenden Energiehandelsmärkten 
ergeben sich weiterhin Planungsunsicherheiten wegen 
energie- und klimapolitischer Entwicklungen sowie re-
gulatorischer Steuerungseingriffe bei weiterhin hohem 
Wettbewerbsdruck.

Sowohl die weltweiten Spannungen als auch die Ent-
wicklungen bei der Umsetzung der nationalen und 
europäischen Klimapolitik lassen sich kaum zuverlässig 
vorhersehen. Jedoch ist insgesamt davon auszugehen, 
dass die Energieversorgung in Deutschland und Euro-
pa weiterhin tiefgreifenden Veränderungen ausgesetzt 
sein wird, sodass die Rahmenbedingungen auch für die 
BHAG mittel- bis langfristig mit Unsicherheiten behaf-
tet bleiben.

Die implementierten Steuerungs‑, Überwachungs‑ 
und Absicherungsmaßnahmen haben sich auch im  
Berichtsjahr als geeignet erwiesen, um identifizierte 
Risiken frühzeitig zu erkennen, zu bewerten und ange-
messen zu steuern. Auf dieser Grundlage sieht sich die 
BHAG weiterhin in der Lage, den bestehenden Risiken 
wirksam zu begegnen und die Stabilität der Geschäfts-
entwicklung nachhaltig zu sichern. Risiken, die den 
Fortbestand der BHAG gefährden, sind weder im Ge-
schäftsjahr 2025 eingetreten noch für das Geschäfts-
jahr 2026 erkennbar.

2.	 Chancenbericht

In einer im Jahr 2024 begonnenen und durch den Auf-
sichtsrat initiierten Strategieklausur wurden die aktu-
ellen Geschäftsfelder analysiert und dabei konkrete 
Handlungsempfehlungen erarbeitet.

Neben der kostenintensiven Transformation der Strom-
netze ergeben sich im Zuge des Umbaus auch Chancen 
für einen effizienten Weiterbetrieb. Gleichzeitig eröff-
nen sich neue Möglichkeiten für unsere Kunden sowie 
Vorteile für die Netzstabilität. Der weitere Ausbau von 
Wärmepumpen und ein Zuwachs der Elektromobilität 
können neben der steigenden dezentralen Erzeugung 
die stromseitige Erlössituation verbessern. Diese Chan-
ce wird vor allem durch die bevorstehende Stromnetz-
übernahme in der Nachbarkommune Unkel verstärkt.
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Der regulatorische Rahmen macht Investitionen zwar 
weniger attraktiv, der Zugewinn von Netzen vor Ort bie-
tet jedoch für die BHAG wesentlich mehr Chancen als 
Risiken, da sie zur Fixkostendegression im Netzbetrieb 
beiträgt. Zudem können die Unterhaltungskosten durch 
den gemeinsamen Betrieb möglichst vieler Sparten in 
einem Gebiet infolge von Effizienzeffekten gesenkt 
werden. Die BHAG hat nach gescheiterten Übernah-
meverhandlungen im Zusammenhang mit der gewon-
nenen Ausschreibung des Stromnetzes in Unkel nun 
einen Klageantrag auf Herausgabe gestellt, um früh-
zeitig in den Genuss der zusätzlichen Netzentgelte zu 
gelangen.

Die Wasserversorgung ist nicht reguliert, unterliegt aber 
der kartellamtlichen Preiskontrolle. Langfristig wird die 
Wasserversorgung eine stabile und wichtige Ertrags-
säule bilden. Zudem hat Trinkwasser in Deutschland  
einen hohen Stellenwert und sorgt für ein positives 
Image der BHAG. 

Ein weiterer Aspekt der Strategieklausur war die Wär-
mewende. Es werden gezielt Projekte zur Entwicklung 
einer ökologischen Quartiers- oder Arealversorgung 
sowie eine Ausweitung der Angebote bei Nahwärme 
verfolgt, um die wachsenden Marktchancen in diesem 
Bereich konsequent zu nutzen. 

Zudem werden aktuell Projektschritte zum Bau eines 
Solarparks vor Ort Erfolg versprechend verfolgt sowie 
die Errichtung von Windrädern auf Machbarkeit geprüft. 
Im Rahmen dieser Chancen haben wir uns in den mit 
unseren Netzen versorgten Kommunen auf die Umset-
zung und Unterstützung der kommunalen Wärmepla-
nungen beworben.

Nach den bislang positiven Erfahrungen im Bereich der 
teilweise übernommenen Parkraumbewirtschaftung 
von Bad Honnef prüft die BHAG auch hier das Poten-
tial für die Bewirtschaftung zusätzlicher neuer Flächen.

Viele Gasnetzbetreiber beschäftigen sich aktuell in-
tensiv mit der Frage nach der Weiterverwendung der 
Netze im Zusammenhang mit der Defossilisierung mit 
Wasserstoff. Auch die BHAG hat es sich im Rahmen 
einer Strategiesitzung zur Aufgabe gemacht, neue 
Geschäftsfelder bzw. Optimierungen genauestens zu 
prüfen. In einem weiteren Schritt wurde hierfür eine 
Gasnetzgebietstransformationsplanung beauftragt, die 
die weitere Verwendung und/oder Umwidmung der be-
stehenden Gasnetze für Wasserstoff beinhaltet.

Die Verfolgung der Strategie wurde durch die teilweise 
Neubesetzung des Aufsichtsrates validiert. Die dama-
ligen Annahmen zur Geschäftsentwicklung konnten 
gegenüber der ursprünglichen Planung übertroffen 
werden, allerdings lagen diese Effekte in teilweise nicht 
reproduzierbaren Entwicklungen insbesondere im Gas-
vertrieb.

Die BHAG hat derzeit trotz erheblicher Herausforde-
rungen und starkem Änderungsbedarf ihrer Prozesse 
und Strukturen gute Chancen, durch ihre Angebots-
erweiterung in der Region zu wachsen, und wird diese 
Chancen wahrnehmen.

In Abwägung der Chancen und Risiken plant die Ge-
sellschaft im kommenden Jahr mit einem Jahresüber-
schuss in Höhe von TEUR 4.296.

Bad Honnef AG, 30.03.2026

Dipl.-Ing. Kersten Kerl
Der Vorstand

Gewinn- und  
Verlustrechnung

Bad Honnef Aktiengesellschaft
Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2025

2025 
EUR 

2024 
EUR 

1.  Umsatzerlöse 92.165.164,41 93.523.528,15

2.  Andere aktivierte Eigenleistungen 791.787,85 822.682,01

3.  Sonstige betriebliche Erträge 3.704.733,29 1.468.479,74

4.  Materialaufwand

a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und für bezogene Waren 39.425.871,77 48.959.870,56

b) Aufwendungen für bezogene Leistungen 26.245.697,68 20.610.784,21

65.671.569,45 69.570.654,77

5.  Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter 8.042.416,28 7.619.181,97

b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung und für Unterstützung
davon für Altersversorgung: EUR 893.704,56 (Vorjahr: EUR 1.292.632,36) 2.531.625,73 2.717.310,01

10.574.042,01 10.336.491,98

6.  Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände
des Anlagevermögens und Sachanlagen 3.478.783,57 2.579.617,72

7.  Sonstige betriebliche Aufwendungen 6.236.025,31 5.636.238,84

8.  Erträge aus Beteiligungen 15.000,00 25.000,00

9.  Erträge aus anderen Wertpapieren und Ausleihungen des Finanzanlagevermögens 90.947,91 112.984,08

10.  Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge
davon aus Abzinsung Rückstellungen: EUR 22.093,16 (Vorjahr: EUR 1.983,27)

333.191,91 306.137,79

1 1.  Abschreibungen auf Finanzanlagen 7.366,48 5.120,56

12.  Zinsen und ähnliche Aufwendungen
davon aus Aufzinsung Rückstellungen: EUR 0,00 (Vorjahr: EUR 5.000,00)

 

11.418,00

 

5.000,00

13.  Steuern vom Einkommen und vom Ertrag        3.391.657,57 1.202.767,73

14.  Ergebnis nach Steuern 7.729.962,98 6.922.920,17

15.  Sonstige Steuern 40.962,98 31.920,17

16.  Jahresüberschuss 7.689.000,00 6.891.000,00
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Passiva 31.12.2025                  
EUR 

31.12.2024 
EUR 

A. Eigenkapital   

I.     Gezeichnetes Kapital 10.000.000,00 10.000.000,00

II.    Gewinnrücklagen

1. Gesetzliche Rücklage 1.000.000,00 1.000.000,00

2. Andere Gewinnrücklagen 25.646.000,00 21.355.000,00

26.646.000,00 22.355.000,00

III.   Jahresüberschuss 7.689.000,00 6.891.000,00

44.335.000,00 39.246.000,00

B. Sonderposten für Investitionszuschüsse zum Anlagevermögen 6.799.964,25 6.892.783,88

C. Rückstellungen

1.    Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen 5.526.854,79 5.811.345,96

2.    Steuerrückstellungen 2.562.766,00 3.742.615,07

3.    Sonstige Rückstellungen 12.013.565,85 11.707.737,59

20.103.186,64 21.261.698,62

D. Verbindlichkeiten

1.    Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen 27.335,84 4.692,00

2.    Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 6.231.225,64 6.355.917,90

3.    Sonstige Verbindlichkeiten
davon aus Steuern: EUR 745.301,04 (Vorjahr: EUR 91.101,88)
davon im Rahmen der sozialen Sicherheit: EUR 38.032,09
(Vorjahr: EUR 29.867,90) 9.270.353,40 8.056.165,39

15.528.914,88 14.416.775,29

86.767.065,77 81.817.257,79
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Aktiva 31.12.2025 
EUR 

31.12.2024 
EUR 

A.  Anlagevermögen   

I.     Immaterielle Vermögensgegenstände

Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und
ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten 106.722,01 133.886,01

II.    Sachanlagen

1. Grundstücke und Bauten einschließlich der Bauten auf fremden
Grundstücken

5.962.232,43 5.860.599,69

2. Technische Anlagen und Maschinen 38.938.898,54 38.984.172,26

3. Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 1.382.642,00 1.058.309,00

4. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 7.191.175,81 4.841.957,07

53.474.948,78 50.745.038,02

III.   Finanzanlagen

1. Anteile an verbundenen Unternehmen 795.286,71 0,00

2. Beteiligungen 936.316,11 932.093,11

3. Ausleihungen an Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis 
besteht

1.618.925,54 1.923.657,66

4. Wertpapiere des Anlagevermögens 511,29 511,29

5. Sonstige Ausleihungen 167.306,62 134.499,87

3.518.346,27 2.990.761,93

57.100.017,06 53.869.685,96

B. Umlaufvermögen

I.     Vorräte

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 5.807.922,71 4.479.955,43

II.    Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 11.075.269,05 9.949.141,85

2. Sonstige Vermögensgegenstände 879.283,24 6.876.848,12

11.954.552,29 16.825.989,97

III.    Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 11.904.573,71 6.641.626,43

29.667.048,71 27.947.571,83

86.767.065,77 81.817.257,79

Bad Honnef Aktiengesellschaft

Bilanz zum 31. Dezember 2025
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Für bis zum Geschäftsjahr 2008 zugegangene abnutzbare 
Vermögensgegenstände des Sachanlagevermögens wer-
den die Abschreibungsmethode und die Abschreibungs-
sätze der Vergangenheit beibehalten; sie entsprechen den 
steuerlichen Vorschriften.

Zugänge ab dem Geschäftsjahr 2009 werden ausschließ-
lich linear unter Zugrundelegung der unteren Grenze der 
Nutzungsdauer abgeschrieben, wie sie sich für die jewei-
lige Anlagengruppe aus der Anlage 1 zur StromNEV bzw. 
den amtlichen AfA-Tabellen ergibt. 
Die direkten Neuzugänge in das Gasnetz werden ab dem 
Jahr 2023 der verkürzten Nutzungsdauer unterworfen, 
damit diese Investitionen bis Ende 2044 vollständig abge-
schrieben sind. Darüber hinaus wurden ab dem Berichts-
jahr auch die bisherigen Investitionen unter Anwendung 
von KANU 2.0 der verkürzten Nutzungsdauer bei weiterer 
linearer Abschreibung unterworfen.
Geringwertige Wirtschaftsgüter mit Anschaffungs-/Her-
stellungskosten, die EUR 1.000 nicht überschreiten, wer-
den im Jahr ihres Zugangs voll abgeschrieben. 
Voraussichtlich dauernde Wertminderungen, die über den 
nutzungsbedingten Werteverzehr hinausgehen, wurden 
im Berichtsjahr mit TEUR 534 auf Contactinganlagen im 
EDL vorgenommen.

Die Zugänge des Berichtsjahres bei den entgeltlich erwor-
benen immateriellen Vermögensgegenständen und bei 
den Sachanlagen in Höhe von TEUR 6.655 verteilen sich 
auf die Sparten wie folgt:

TEUR

Elektrizitätsverteilung 2.983

Andere Tätigkeiten innerhalb des  
Elektrizitätssektors

255

Gasverteilung 1.117

Andere Tätigkeiten innerhalb Gassektors 43

Trinkwasserversorgung 1.257

Andere Tätigkeiten außerhalb des Elektrizitäts- 
und Gassektors

 
1.000

6.655

Finanzanlagen
Die Bewertung des Finanzanlagevermögens erfolgt grund-
sätzlich zu Anschaffungskosten, Ausleihungen werden mit 
ihren Nennbeträgen angesetzt. Wertminderungen wird 
im Bedarfsfall durch angemessene Wertberichtigungen 
Rechnung getragen.

Im Geschäftsjahr 2014 erfolgte eine vollständige Abschrei-
bung der gehaltenen Beteiligung an der TOBI Gaskraft-
werksbeteiligungs GmbH & Co. KG (TOBI Gas) in Höhe 
von TEUR 576. Entsprechende Ertragswertermittlungen 

ergaben, dass der beizulegende Wert der Beteiligung als 
voraussichtlich dauerhaft negativ zu bewerten ist.

Auf der Grundlage vertraglicher Verpflichtungen erfolgten 
zuletzt im Geschäftsjahr 2015 Zahlungen von insgesamt 
TEUR 40 (Rücklagenaufstockung) in das Eigenkapital der 
TOBI Gas. Die Stichtagsbewertung der Beteiligung zum 
31. Dezember 2015 machte eine vollständige Abschrei-
bung der geleisteten Rücklagenaufstockung erforderlich.

Ergebnis der Bewertung zum Berichtsjahresstichtag ist, 
dass der aus dem Ertragswert der TOBI Gas abgeleitete 
beizulegende Wert der Beteiligung weiterhin als voraus-
sichtlich dauerhaft negativ zu beurteilen ist.

Im Geschäftsjahr 2016 erfolgte eine anteilige Abschrei-
bung der gehaltenen Beteiligung an der TOBI Windener-
gie GmbH & Co. KG (TOBI Wind) in Höhe von TEUR 589 
auf einen aus dem Ertragswert abgeleiteten, dauerhaft 
niedrigeren beizulegenden Wert. 

Im Geschäftsjahr 2019 erfolgte erneut eine anteilige Ab-
schreibung der gehaltenen Beteiligung an der TOBI Wind-
energie GmbH & Co. KG (TOBI Wind) in Höhe von TEUR 
589 auf einen aus dem Ertragswert abgeleiteten, dauer-
haft niedrigeren beizulegenden Wert.

Im Berichtsjahr wurden die Anteile an der TOBI Windener-
gie Verwaltungs GmbH durch einen in der Vergangenheit 
liegenden Gesellschafterwechsel berichtigt und auf die 
tatsächlichen 14,28% erhöht.

Weiterhin erwarb die Bad Honnef AG 100% der Anteile 
an der Grundstücksgesellschaft Bad Honnef mbH (Grund-
stücksgesellschaft) mit Sitz in Bad Honnef. Das Eigenka-
pital zum 31.12.2024 beträgt TEUR 811. Die Grundstücks-
gesellschaft wies im Jahre 2024 einen Jahresfehlbetrag in 
Höhe von TEUR 3 aus. Das Eigenkapital und das Ergebnis 
des letzten Geschäftsjahres beziehen sich auf den vorläu-
figen Jahresabschluss 2024 der Grundstücksgesellschaft 
vom 31.03.2025.
Ab dem Jahre 2025 besteht ein Ergebnisabführungsver-
trag mit Datum vom 27.10.2025 zwischen der Bad Honnef 
AG und der Grundstücksgesellschaft.

Die Einbeziehung der Grundstücksgesellschaft in einen 
Konzernabschluss unterbleibt gemäß § 296 Abs. 2 HGB, 
da es für die Verpflichtung, ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Konzerns zu vermitteln, von untergeord-
neter Bedeutung ist. Die vorläufige Bilanzsumme zum 
31.12.2025 von TEUR 795 beträgt lediglich 0,9% der 
Konzernbilanzsumme.
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I.	 Angaben zum Jahresabschluss

A.	Allgemeine Angaben zu Inhalt und Gliederung
des Jahresabschlusses

B.	Erläuterungen zur Bilanz

C.	Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung

II.	 Sonstige Angaben	

A.	Abschlussprüferhonorare

B.	Organe, Organkredite und Aufwendungen für
Organe

C.	Durchschnittliche Zahl der während des 
Geschäftsjahres beschäftigten Arbeitnehmer	

D.	Gewinnverwendungsvorschlag

E.	 Vorgänge von besonderer Bedeutung, die 
nach dem Schluss des Geschäftsjahres 
eingetreten sind

I.	 Angaben zum Jahresabschluss

A.	 Allgemeine Angaben zu Inhalt und  
	 Gliederung des Jahresabschlusses

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 der Bad 
Honnef Aktiengesellschaft (BHAG) wurde auf der Grund-
lage der Rechnungslegungsvorschriften des Dritten Bu-
ches des Handelsgesetzbuches und der ergänzenden Be-
stimmungen des Aktiengesetzes sowie der ergänzenden 
Bestimmungen des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) 
erstellt. Die Gliederung des Jahresabschlusses erfolgt 
nach den Vorschriften der §§ 266 ff. HGB. 

Soweit für Pflichtangaben Wahlrechte bestehen, diese in 
der Bilanz, der Gewinn- und Verlustrechnung oder im An-
hang darzustellen, sind diese aus Gründen der Übersicht-
lichkeit im Anhang dargestellt.

Die Gewinn- und Verlustrechnung wird nach dem  
Gesamtkostenverfahren gemäß § 275 Abs. 2 HGB ge-
gliedert.

Die Ausweisstetigkeit wurde grundsätzlich gewahrt, ein 
grundlegender Bewertungswechsel gegenüber dem Vor-

jahr fand, bis auf nachfolgend genannte Ausnahmen nicht 
statt. Hierbei handelt es sich um die verkürzten Nutzungs-
dauern der Bestandsanlagen und der erhaltenen Bau-
kostenzuschüsse in der Gasverteilung gemäß KANU 2.0 
Festlegung sowie die Anpassung der Nutzungsdauern von 
verschiedenen Contractinganlagen gemäß vertraglicher 
Vereinbarungen mit Kunden.

B.	 Erläuterungen zur Bilanz

Bilanzierungswahlrechte wurden nicht in Anspruch ge-
nommen.

Anlagevermögen
Die Summe der Bruttowerte (kumulierte Anschaffungs- 
und Herstellungskosten) und der kumulierten Abschrei-
bungen je Anlageposten sowie die Zugänge und Abgänge 
des Berichtsjahres ergeben sich aus dem Anlagegitter. 
Ebenso sind dem Anlagengitter die Abschreibungen des 
Geschäftsjahres zu entnehmen. 

Entgeltlich erworbene immaterielle  
Vermögensgegenstände
Bei den entgeltlich erworbenen immateriellen Vermögens-
gegenständen handelt es sich insbesondere um Software-
lizenzen. Sie werden grundsätzlich zu Anschaffungskosten 
zuzüglich Anschaffungsnebenkosten abzüglich Anschaf-
fungspreisminderungen aktiviert. Die planmäßigen Ab-
schreibungen werden nach der linearen Methode vorge-
nommen. Die für Zugänge ab dem Geschäftsjahr 2009 
zugrunde gelegte Nutzungsdauer für Softwarelizenzen 
beträgt drei Jahre und ist damit identisch mit der unteren 
Grenze der Nutzungsdauer gemäß Anlage 1 zur Strom-
NEV bzw. GasNEV.

Sachanlagen
Die entgeltlich erworbenen Vermögensgegenstände des 
Sachanlagevermögens werden grundsätzlich zu Anschaf-
fungskosten zuzüglich Anschaffungsnebenkosten abzüg-
lich Anschaffungspreisminderungen aktiviert. Hergestell-
te Vermögensgegenstände des Sachanlagevermögens 
werden auf Einzelkostenbasis zuzüglich angemessener 
Gemeinkostenzuschläge, soweit diese für die Herstellung 
notwendig sind, bewertet. Fremdkapitalzinsen sind nicht in 
die Herstellungskosten einbezogen.
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nahmen hinsichtlich des zukünftigen Gehalts- bzw. Ren-
tenniveaus ermittelt worden, wobei für den Gehaltstrend, 
den BBG-Trend und den Rententrend eine Steigerung von 
2,0% p. a. zugrunde gelegt wurde. Der Rechnungszins-
satz beträgt gemäß den Vorgaben für Rückstellungen für  
Altersvorsorgeverpflichtungen der Verordnung über die 
Ermittlung und Bekanntgabe der Sätze zur Abzinsung von 
Rückstellungen (Rückstellungsabzinsungsverordnung – 
RückAbzinsV) 2,06% p. a. Für die Berücksichtigung der 
Fluktuation wurden alters- und geschlechtsabhängige 
Fluktuationswahrscheinlichkeiten verwendet. 
Die Berechnung der Rückstellung für Witwen-/Wit- 
werrente erfolgte nach der sogenannten kollekti-
ven Methode, bei der eine sich aus den verwende-
ten Rechnungsgrundlagen ergebende Verheiratungs-
wahrscheinlichkeit zugrunde gelegt wurde. Für die 
Ermittlung der zu berücksichtigenden Sozialversiche-
rungsrenten wurde das Näherungsverfahren gemäß BMF- 
Schreiben IV B 2 - S 2176/07/0003 vom 5. Mai 2008  
verwendet. Bei ausgeschiedenen Anwärtern wurde das 
zum Zeitpunkt des Ausscheidens gültige Näherungsver-
fahren angewendet.

Im Geschäftsjahr 2025 erhöhte sich das im Geschäftsjahr 
2010 gebildete Zweckvermögen gemäß § 246 Abs. 2 HGB 
durch Kursgewinne und Thesaurierung abzüglich Steuern 
in Höhe von insgesamt TEUR 616 auf TEUR 11.712 (im 
Vorjahr TEUR 11.096); die Höhe der Rückstellung ergibt 
sich aus dem Saldo des versicherungsmathematischen 
Barwerts der Verpflichtungen und des beizulegenden Zeit-
werts des zur Deckung gebildeten Zweckvermögens. 

Steuerrückstellungen
Die Steuerrückstellungen setzen sich wie folgt zusammen:

TEUR

Körperschaftssteuer inkl.  
Solidaritätszuschlag

943

Gewerbesteuer 1.138

sonstige Steuern 482

2.563

Sonstige Rückstellungen
Die sonstigen Rückstellungen enthalten insbesonde-
re die Rückstellungen für Rückvergütungen (TEUR 
1.684), für drohende Verluste aus schwebenden  
Geschäften (TEUR 974), für den Gasbezug (TEUR 5.415), 
die Gasnetzstilllegungskosten (TEUR 623), für den Be-
zug und die Vermarktung von Strom (TEUR 201) sowie 
die Rückstellungen für Personalaufwendungen (TEUR 
1.090), ausstehende Rechnungen (TEUR 183), unterlas-
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Die unter den Finanzanlagen ausgewiesenen zinslosen 
Ausleihungen sind mit ihrem Barwert bilanziert.

Vorräte
Der Vorratsbestand setzt sich im Wesentlichen aus nEHS-
Zertifikaten für den Gasvertrieb, aus Reparaturmaterialien 
sowie Materialien für den Leitungsbau zusammen.

Die Bewertung erfolgt zu Anschaffungskosten einschließ-
lich Nebenkosten abzüglich Preisnachlässen, die unter Be-
achtung des Niederstwertprinzips nicht über den Wieder-
beschaffungskosten am Bilanzstichtag liegen.

Forderungen und sonstige Aktiva
Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen gehen 
im Wesentlichen aus dem Energie- und Wasserverkauf 
hervor. Die Bewertung erfolgt zum Nennwert. 

Dem allgemeinen Kreditrisiko sowie dem internen Zinsver-
lust wird durch eine Pauschalwertberichtigung des – um 
die einzelwertberichtigten Forderungen bereinigten – Net-
toforderungsbestandes und der zweifelhaften Forderun-
gen durch angemessene Einzelwertberichtigungen Rech-
nung getragen.

Der Ansatz der sonstigen Vermögensgegenstände erfolgt 
zu Nennwerten. 

Die Restlaufzeiten der Forderungen und der sonstigen 
Vermögensgegenstände betragen – wie bereits im Vorjahr 
– auch im Berichtsjahr durchgängig bis zu einem Jahr.

Forderungen gegen Gesellschafter bestehen nicht (im 
Vorjahr TEUR 0).

Der Bestand an liquiden Mitteln wird mit Nominalwerten 
bewertet.

Eigenkapital
Gezeichnetes Kapital
Das Grundkapital beträgt TEUR 10.000 und ist eingeteilt 
wie folgt:

Aktien Anzahl 
Stck.

Nennwert 
EUR

Gesamt 
EUR

Namensaktien 4.798 1.000,00 4.798.000,00

Namensaktien 9.616 520,00 5.000.320,00

Namensaktien 19 100,00 1.900,00

Namensaktien 3.840 52,00 199.680,00

Namensaktien 10 10,00 100,00

Gewinnrücklagen
Auf Beschluss der Hauptversammlung vom 9. Juli 2025 

wurde vom Jahresüberschuss des Vorjahres im Geschäfts-
jahr 2025 ein Teilbetrag in Höhe von TEUR 2.600 an die 
Aktionäre ausgeschüttet. Der verbleibende Teilbetrag von 
TEUR 4.291 wurde den anderen Gewinnrücklagen zuge-
führt. 

Sonderposten für Investitionszuschüsse zum  
Anlagevermögen
Unter dem Sonderposten werden die ab dem 1. Januar 
2003 vereinnahmten Baukostenzuschüsse ausgewiesen. 
Der Berichtsjahreszugang beträgt TEUR 246, der Be-
stand zum 31. Dezember 2025 TEUR 6.800.

Diese Baukostenzuschüsse werden korrespondierend 
zu den Abschreibungen der bezuschussten Gegenstän-
de des Anlagevermögens erfolgswirksam aufgelöst. Der 
auf die unter dem Sonderposten bilanzierten Baukosten-
zuschüsse entfallende Auflösungsbetrag beläuft sich im 
Berichtsjahr auf TEUR 339. Im Bereich der Gasverteilung 
wurden die Nutzungsdauern entsprechend KANU eben-
falls auf die entsprechenden Nutzungsdauern der Investi-
tionen in das Anlagevermögen reduziert.

Rückstellungen
Die Rückstellungen werden mit den nach vernünftiger 
kaufmännischer Beurteilung notwendigen Erfüllungsbe-
trägen angesetzt.

Bei Rückstellungen mit einer Restlaufzeit von mehr als 
einem Jahr werden erwartete Preis- und Kostensteige-
rungen berücksichtigt. Diese Rückstellungen werden mit 
dem ihrer Restlaufzeit entsprechenden durchschnittlichen 
Marktzinssatz der vergangenen sieben Jahre abgezinst. 
Bei Altersvorsorgeverpflichtungen wird der durchschnitt-
liche Marktzinssatz der vergangenen zehn Geschäftsjahre 
für die Abzinsung verwendet.

TEUR

Rückstellungen für Pensionen und 
ähnliche Verpflichtungen

5.527

Steuerrückstellungen 2.563

Sonstige Rückstellungen 12.013

20.103

Rückstellungen für Pensionen und ähnliche  
Verpflichtungen
Die Bewertung der Rückstellungen für Pensionen und 
ähnliche Verpflichtungen erfolgte nach den anerkannten 
Grundsätzen der Versicherungsmathematik mittels der so-
genannten Projected-Unit-Credit-Methode (PUC-Metho-
de). Als biometrische Rechnungsgrundlagen wurden die 
„Richttafeln 2018 G“ von Klaus Heubeck verwendet. Der 
Rückstellungsbetrag ist unter Einbeziehung von Trendan-

sene Instandhaltung (TEUR 531), Betriebsprüfungsrisi-
ken (TEUR 511), die Kosten für die Erstellung und Prüfung 
des Jahresabschlusses (TEUR 309), Konzessionsabgabe 
(TEUR 144) und Prozessrisiken (TEUR 347).

Die Bewertung der Rückstellung für Treueprämien und 
Jubiläumszuwendungen erfolgte nach den anerkann-
ten Grundsätzen der Versicherungsmathematik mit-
tels der sogenannten Projected-Unit-Credit-Methode 
(PUC-Methode). Als biometrische Rechnungsgrundla-
gen wurden die „Richttafeln 2018 G“ von Klaus Heu-
beck verwendet. Der Rechnungszinssatz beträgt gemäß 
den Vorgaben der Verordnung über die Ermittlung und  
Bekanntgabe der Sätze zur Abzinsung von Rückstellungen 
(Rückstellungsabzinsungsverordnung – RückAbzinsV) 
2,22% p. a. Für die Berücksichtigung der Fluktuation wur-
den alters- und geschlechtsabhängige Fluktuationswahr-
scheinlichkeiten verwendet. 
Die Berechnung der Rückstellung für Witwen-/Witwerren-
te erfolgte nach der sogenannten kollektiven Methode, bei 
der eine sich aus den verwendeten Rechnungsgrundlagen 
ergebende Verheiratungswahrscheinlichkeit zugrunde ge-
legt wurde.

Die Bewertung der Rückstellung für Altersteilzeitver-
pflichtungen erfolgte nach den Regelungen der IDW-
Stellungnahme vom 19. Juni 2013. Bei der Ermittlung 
für Abfindungszahlungen wurde nach versicherungsma-
thematischen Grundsätzen berücksichtigt, dass die Ver-
pflichtung mit dem Eintritt von Tod (ggf. Invalidität) erlischt. 
Sofern biometrische Einflussfaktoren zu berücksichtigen 
waren, wurden die „Richttafeln 2018 G“ von Klaus Heu-
beck verwendet. Die Abzinsung erfolgte mit dem fristad-
äquaten Marktzins, der nach den Vorschriften des BilMoG 
auf Basis des Durchschnitts der vergangenen sieben  
Geschäftsjahre anzusetzen ist; der Rechnungszinssatz be-
trägt 1,85%. Für den Gehaltstrend wurde eine Steigerung 
von 2,5% p. a. zugrunde gelegt.

Im Geschäftsjahr 2025 verringerte sich das für Alters-
teilzeitverpflichtungen gebildete Zweckvermögen gemäß 
§ 246 Abs. 2 HGB durch Auflösung um TEUR 208 auf 
TEUR 176. Die Höhe der Rückstellung ergibt sich aus 
dem Saldo des versicherungsmathematischen Barwerts 
der Verpflichtung und des beizulegenden Zeitwerts des 
zur Deckung gebildeten Zweckvermögens. Der Rückstel-
lungsausweis für die Altersteilzeitverpflichtungen beträgt 
hiernach TEUR 0.
Bei der Bemessung der Rückstellungen wurden alle er-
kennbaren Risiken und Verpflichtungen ausreichend be-
rücksichtigt. Die ausgewiesenen Rückstellungsbuchwerte 
zum Bilanzstichtag 2025 entsprechen den ermittelten not-
wendigen Erfüllungsbeträgen.
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der Inanspruchnahme erfolgt auf der Grundlage vernünfti-
ger kaufmännischer Beurteilung.

Bei diesen Haftungsverhältnissen handelt es sich um 
Bürgschaften im Zusammenhang mit der Beteiligung an 
der TOBI Windenergie GmbH & Co. KG in Höhe von TEUR 
39.

Finanzielle Verpflichtungen
Finanzielle Verpflichtungen ergeben sich im Wesentlichen 
aus der für die Energiewirtschaft typischen Beschaffungs-
methode der nivellierten Beschaffung sowie der Back-to-
back-Beschaffung für Großkunden. 

Für die Belieferung unserer Kunden mit Strom belaufen 
sich die finanziellen Verpflichtungen auf TEUR 9.221 für 
beschaffte Strommengen, davon für das Jahr 2026 TEUR 
6.861 und für die Jahre 2027 bis 2028 TEUR 2.360.

Für die Belieferung unserer Kunden mit Gas belaufen 
sich die finanziellen Verpflichtungen auf TEUR 26.858 für 
beschaffte Gasmengen, davon für das Jahr 2026 TEUR 
17.680 und für die Jahre 2027 bis 2029 TEUR 9.178.

C.	Erläuterungen zur Gewinn- und  
Verlustrechnung

Umsatzerlöse
Die Umsatzerlöse setzen sich nach Tätigkeitsbereichen 
wie folgt zusammen:

TEUR

Elektrizitätsverteilung 13.718

Andere Tätigkeiten innerhalb des Elektrizitäts-
sektors (Stromverkauf)

 
22.978

Gasverteilung 11.353

Andere Tätigkeiten innerhalb des Gassektors  
(Gasverkauf)

 
52.298

Trinkwasserversorgung 5.309 

Andere Tätigkeiten außerhalb des Elektrizi-
täts- und Gassektors (i. W. Contracting und 
Beteiligungen)

 
3.428 

Abzgl. Innenerlöse aus Netzentgelten Strom 
und Gas sowie Einspeisevergütung dezentrale  
Erzeugungsanlagen

 
 

 -16.919

92.165

Anhang

Latente Steuern
Die latenten Steuern beruhen auf temporären Differenzen zwischen handels- und steuerrechtlichen Wertansätzen bei 
nachstehend aufgeführten Bilanzposten:

Latente Steueransprüche 
31.12.2025

Latente Steuerschulden 
31.12.2025

TEUR TEUR

Immaterielle Vermögenswerte 22 0

Sachanlagen 71 3.182

Finanzanlagen 3.958 0

Gewinnrücklagen 499 0

Sonderposten für Investitionszuschüsse zum  
Anlagevermögen

2.121 0

Pensionsrückstellungen 1.724 864

Sonstige Rückstellungen 1.147 52

Zwischensumme 9.542 4.098

Saldierungen -4.098 -4.098

Überhang 5.444 0

Verbindlichkeiten
Die Bewertung der Verbindlichkeiten erfolgt zum Erfüllungsbetrag.

         mit einer Restlaufzeit von

Verbindlichkeiten
 

Gesamt- 
betrag

bis zu 
einem  

Jahr

mehr 
als 

einem 
Jahr

mehr als 
fünf  

Jahren

 
durch Pfandrechte und  

ähnliche Rechte gesichert

TEUR TEUR TEUR TEUR TEUR Art der Sicherheit

Erhaltene Anzahlungen  
aus Bestellungen 
(Vorjahr)

 
27
(5)

27
(5)

 
            0   

    (0)

 
           0

(0)

 
          0

(0)

Verbindlichkeiten aus Lieferungen 
und Leistungen 
(Vorjahr)

 
6.231

(6.356)

 
6.231

(6.356)

 
          0

   (0)

 
           0

(0)

 
          0

(0)

  
-

Sonstige Verbindlichkeiten 
(Vorjahr)

9.271
(8.056)

9.271
(8.056)

          0
   (0)

           0
(0)

          0
(0)

-

Summe 
(Vorjahr)

15.529
(14.417)

15.529
(14.417)

         0
   (0)

          0
(0)

         0
(0)

-

Andere aktivierte Eigenleistungen
Der Posten enthält die Personalkosten sowie die verrech-
neten Gemeinkostenzuschläge auf Personal- und Sach-
kosten für selbsterstellte Anlagen.

Sonstige betriebliche Erträge
Der Posten enthält im Wesentlichen Erträge aus der Auf-
lösung von Rückstellungen (TEUR 2.772), aus Schaden-
ersatzleistungen (TEUR 700), aus der Auflösung von 
Wertberichtigungen auf Forderungen (TEUR 112) sowie 
Erträge aus dem Abgang von Gegenständen des Anlage-
vermögens (TEUR 17).

Innerhalb der sonstigen betrieblichen Erträge erfolgt der 
Ausweis periodenfremder und neutraler Erträge, insbe-
sondere aus der Auflösung von Rückstellungen, von ins-
gesamt TEUR 3.625.

Sonstige betriebliche Aufwendungen
Innerhalb der sonstigen betrieblichen Aufwendungen 
erfolgt der Ausweis periodenfremder und neutraler Auf-
wendungen wie Zuführungen zu Wertberichtigungen auf 
Forderungen (TEUR 372), Verluste aus dem Abgang von 
Anlagevermögen (TEUR 473) sowie die Abschreibungen 
auf Forderungen (TEUR 33) in Höhe von insgesamt TEUR 
878.

Finanzergebnis
TEUR

Erträge aus Beteiligungen 15

Erträge aus anderen Wertpapieren und 
Ausleihungen des Finanzanlagevermögens

 
91

Sonstige Zinsen und ähnlicher Erträge 333

Abschreibungen auf Finanzanlagen -7

Zinsen und ähnliche Aufwendungen -11

421

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag
Die Steuern vom Einkommen und vom Ertrag beinhalten 
insbesondere TEUR 1.631 Körperschaftsteuer nebst Soli-
daritätszuschlag und Kapitalertragsteuer für das laufende 
Jahr sowie TEUR 1.577 Gewerbesteuer für das laufende 
Jahr.
Für Vorjahre ergaben sich Aufwendungen in Höhe von 
TEUR 50 (für Körperschaftsteuer nebst Solidaritätszu-
schlag) sowie TEUR 134 (für Gewerbesteuer).

Sonstige Steuern
Die sonstigen Steuern betreffen die Grundsteuer (TEUR 
32) sowie die Kfz-Steuer (TEUR 9).

Es wurde ein Steuersatz von 31,2% angewandt, der sich 
aus dem kombinierten Ertragssteuersatz aus Körper-
schaftsteuer, Solidaritätszuschlag und Gewerbesteuer 
zusammensetzt (15,37% Gewerbesteuer bei einem Hebe-
satz von 439%, 15% Körperschaftsteuer und 0,83% Soli-
daritätszuschlag).

Bei der zulässigen Saldierung aktiver und passiver latenter 
Steuern ergibt sich ein Überhang aktiver latenter Steuern 
(latente Steueransprüche).

Wegen des bestehenden Aktivierungswahlrechts im Fall 
eines Überhangs aktiver latenter Steuern wurde auf den 
Ansatz latenter Steuern im Jahresabschluss zum 31. De-
zember 2025 verzichtet. 

Haftungsverhältnisse
Die Haftungsverhältnisse gemäß §§ 251, 268 Abs. 7 HGB 
werden nach den für Verbindlichkeiten geltenden Grund-
sätzen unter Berücksichtigung der Wahrscheinlichkeit der 
Inanspruchnahme ausgewiesen. Die Risikoeinschätzung 
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Insgesamt hat der Vorstand im Geschäftsjahr 2025  
Bezüge in Höhe von TEUR 261 (Vorjahr: TEUR 257) er-
halten. Diese teilen sich nach Vergütungsbestandteilen 
wie folgt auf:
Herr Kerl erhielt TEUR 213 (Vorjahr: TEUR 211) als  
erfolgsunabhängige Vergütung; hierin enthalten sind Zu-
schüsse zur Renten-, Kranken- und Pflegeversicherung 
sowie Beiträge zur betrieblichen Altersvorsorge in Höhe 
von TEUR 49 (Vorjahr: TEUR 47). Weiterhin erhielt Herr 
Kerl eine erfolgsabhängige Tantiemenzahlung in Höhe 
von TEUR 37 (Vorjahr: TEUR 41). Der auf die Nutzung  
des Firmen-Pkw entfallende geldwerte Vorteil beträgt 
TEUR 11 (Vorjahr: TEUR 5).

Die Rückstellungen für laufende Pensionen und Anwart-
schaften auf Pensionen ehemaliger Mitglieder des Vor-
standes betragen TEUR 3.851 (Vorjahr: TEUR 3.877). Im 
Geschäftsjahr 2025 erfolgten insgesamt Zuführungen 
einschließlich Aufzinsung in Höhe von TEUR 204 (Vorjahr: 
TEUR 693).

Die ausgezahlten Bezüge zugunsten ehemaliger Mitglie-
der des Vorstandes bzw. deren Hinterbliebenen betragen 
im Geschäftsjahr 2025 TEUR 230 (Vorjahr: TEUR 152).

Der Aufsichtsrat trat im Geschäftsjahr 2025 zu insgesamt 
vier Sitzungen zusammen. Zudem tagte der Personalaus-
schuss an drei Terminen und der Wirtschafts- und Prü-
fungsausschuss an drei Terminen. Die hierfür angefallenen 
Aufsichtsratsvergütungen belaufen sich auf insgesamt 
TEUR 13 (Vorjahr: TEUR 15) und betreffen die einzelnen 
Aufsichtsräte/-innen wie folgt:

EUR

Dr. Rüdiger Fuchs 1.320

Markus Harf 2.177

Karl-Heinz Dißmann 792

Karsten Fehr 593

Jörg Heinzelmann 924

Thorsten Fischer 396

Kamran Mohit 528

Otto Neuhoff 792

Sascha Schulz 792

Friedhelm Weiss 528

Stefan Winkens 528

Klaus Wegner 396

Irina Briese 924

Jonathan Grunwald 792

Krista Ulmen 792

Philipp Herzog 197

Hans-Joachim Kniebes 132

Anhang

II.	Sonstige Angaben

A.	 Abschlussprüferhonorare
Gesamthonorar 

netto TEUR

Abschlussprüfleistungen 34

Andere Bestätigungsleistungen 13

Steuerberatungsleistungen 0

Sonstige Leistungen 4

51

B.	 Organe, Organkredite und Aufwendungen
	 für Organe

Vorstand:
Dipl.-Ing. Kersten Kerl

Aufsichtsrat
Dr. Rüdiger Fuchs 
(Vorsitzender) 
(bis 03.12.2025)
Steuerberater u.  
Wirtschaftsprüfer, Ruhestand

Jonathan Grunwald 
(Vorsitzender) 
(ab 03.12.2025)
Diplom-Volkswirt, MdL

Markus Harf  
(stellv. Vorsitzender)
Soldat, Pensionär

Karl-Heinz Dißmann 
(bis 03.12.2025)
Kaufmann, Ruhestand

Karsten Fehr
Verbandsbürgermeister 
Verbandsgemeinde Unkel

Thorsten Fischer*
Datenverarbeitungskaufmann

Jörg Heinzelmann
Diplom-Ingenieur, Ruhestand

Kamran Mohit*
Gas-/Wasser-Monteur

Otto Neuhoff 
(bis 03.12.2025)
Bürgermeister Stadt  
Bad Honnef 
(a. D. seit 01.11.2025)

Sascha Schulz*
Elektromeister

Friedhelm Weiss*
Gas-/Wasser-Monteur 

Stefan Winkens*
Industriekaufmann

Irina Briese
Allgemeinmedizinerin

Krista Ulmen 
(bis 03.12.2025)
Rechtsanwältin,  
Ruhestand

Klaus Wegner 
(bis 03.12.2025)
Diplom-Ingenieur,  
Ruhestand

Philipp Herzog 
(ab 03.12.2025) 
Bürgermeister Stadt  
Bad Honnef

Hans-Joachim Kniebes 
(ab 03.12.2025) 
Diplom-Betriebswirt

Michael Kohl 
(ab 03.12.2025) 
Bankkaufmann

Dr. Christoph  
Prothmann 
(ab 03.12.2025) 
Elektro-Ingenieur,  
Patentanwalt

Carl Sonnenschein 
(ab 03.12.2025) 
Rechtsanwalt

*Arbeitnehmervertretung

Michael Kohl 132

Dr. Christoph Prothmann 132

Carl Sonnenschein 132

12.999

Für eine Sitzung des Beirats der BHAG wurden im Jahr 
2025 Sitzungsgelder in Höhe von TEUR 1 aufgewendet 
(Vorjahr: TEUR 1).

C.	 Durchschnittliche Zahl der während des
	 Geschäftsjahres beschäftigten Arbeit- 
	 nehmer

Kaufm./techn. Angestellte 79

Gewerbliche Arbeitnehmer 42

Auszubildende 4

Geringfügig Beschäftigte 4

129

Einschließlich der in einem Altersteilzeitarbeitsverhältnis 
befindlichen Mitarbeiter und der geringfügig Beschäftig-
ten standen während des Geschäftsjahres 2025 insge-
samt 28 Arbeitnehmer/-innen in einem Teilzeitbeschäfti-
gungsverhältnis zur BHAG.

D.	 Gewinnverwendungsvorschlag

Vorstand und Aufsichtsrat werden der Hauptversammlung 
vorschlagen, den Jahresüberschuss des Geschäftsjahres 
2025 wie folgt zu verwenden:

TEUR

Einstellung in Gewinnrücklagen 5.401

Gewinnausschüttung 2.288

Jahresüberschuss 7.689

Ausschüttungssperren:
Ausschüttungsgesperrte Beträge: TEUR 2.045
Zusammensetzung:

TEUR

Unterschiedsbetrag aus der Abzinsung von  
Altersvorsorgeverpflichtungen gemäß  
§ 253 Abs. 6 HGB

 
-583 

Aus der Bewertung von Vermögensgegen-
ständen zum Zeitwert, die mit Versorgungs-
verpflichtung verrechnet wurden gemäß § 268 
Abs. 8 S. 3 HGB

 
 

2.045

Zu Unterschiedsbetrag aus der Abzinsung von 
Altersvorsorgeverpflichtungen gemäß § 253 Abs. 6 
HGB
Die Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflich-
tungen (Altersvorsorgeverpflichtungen) werden ab dem 
Bilanzstichtag 31. Dezember 2015 in Anwendung des  
§ 253 Abs. 2 Satz 1 HGB mit einem Rechnungszinsfuß ab-
gezinst, der sich aus dem durchschnittlichen Marktzinssatz 
der vergangenen zehn Jahre ergibt (10-Jahres-Zinssatz). 
Zuvor war nach § 253 Abs. 2 Satz 1 HGB a. F. für Zwe-
cke der Abzinsung solcher Rückstellungen ein Rechnungs-
zinsfuß zwingend vorgeschrieben, der sich aus dem durch-
schnittlichen Marktzinssatz der vergangenen sieben Jahre 
ergibt (7-Jahres-Zinssatz). Durch den Übergang von dem 
7-Jahres-Zinssatz auf den 10-Jahres-Zinssatz entsteht bei 
der Bewertung der Altersvorsorgeverpflichtungen ein er-
gebniswirksamer Unterschiedsbetrag in Höhe von TEUR 
583 (gewinnmindernd).

E.	 Vorgänge von besonderer Bedeutung, die
	 nach dem Schluss des Geschäftsjahres
	 eingetreten sind

Über Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach dem 
Schluss des Geschäftsjahres 2025 im Sinn von wertbe-
gründenden Ereignissen eingetreten sind und weder in der 
Gewinn- und Verlustrechnung noch in der Bilanz Berück-
sichtigung gefunden haben, ist nicht zu berichten.

Die im Jahr 2025 sichtbar eskalierenden geopolitischen 
Spannungen im Zusammenhang mit dem Iran Konflikt spitz-
ten sich durch erneute internationale militärische Entwick-
lungen deutlich zu und führten zu erhöhter Unsicherheit 
an den internationalen Energie  und Rohstoffmärkten. Ins-
besondere stark steigende und volatile Beschaffungs  und 
Großhandelspreise könnten potenzielle Auswirkungen auf 
Energieversorgungsunternehmen sowie auf die gesamt-
wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland haben.

Bad Honnef, den 30.03.2026

Bad Honnef Aktiengesellschaft
Dipl.-Ing. Kersten Kerl
Der Vorstand
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Stand 
01.01.2025

Anpas- 
sung BP

Zugänge Zuschreibung Abgänge Stand 
31.12.2025

Stand 
31.12.2025

Stand 
31.12.2024

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR

2.749.382,11 0,00 86.605,03 0,00 1.065.567,64 1.770.419,50

 
 
 

106.722,01

 
 
 

133.886,01

5.810.220,12 0,00 177.860,22 0,00 0,00 5.988.080,34

 
 

5.962.232,43

 
 

5.860.599,69

86.872.902,65 0,00 2.849.988,78 0,00 1.845.069,57 87.877.821,86
 

38.938.898,54
 

38.984.172,26

6.174.549,27 0,00 364.329,54 0,00 1.650.640,51 4.888.238,30
 

1.382.642,00
 

1.058.309,00

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
 

7.191.175,81 4.841.957,07

98.857.672,04 0,00 3.392.178,54 0,00 3.495.710,08 98.754.140,50 53.474.948,78 50.745.038,02

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 795.286,71 0,00

1.794.658,37 0,00 0,00 0,00 0,00 1.794.658,37 936.316,11 932.093,11

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
 

0,00
 

1.618.925,54
 

1.923.657,66

0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 511,29 511,29

25.430,69 7.366,48 7.221,17 0,00 25.576,00 167.306,62 134.499,87

1.820.089,06 0,00 7.366,48 7.221,17 0,00 1.820.234,37 3.518.346,27 2.990.761,93

103.427.143,21 0,00 3.486.150,05 7.221,17 4.561.277,72 102.344.794,37 57.100.017,06 53.869.685,96

        

Abschreibungen (kumuliert) Buchwerte

Anhang

Entwicklung des  
Anlagevermögens 2025

Stand 
01.01.2025

Anpas-
sung BP

Zugänge Abgänge Umbuchungen Stand 
31.12.2025

EUR EUR EUR EUR EUR

I.      Immaterielle Vermögensgegenstände

Entgeltlich erworbene Konzessionen,
gewerbliche Schutzrechte und ähnliche
Rechte und Werte sowie Lizenzen an
solchen Rechten und Werten 2.883.268,12 0,00 59.451,03 1.065.577,64 0,00 1.877.141,51

II.   Sachanlagen

1. Grundstücke und Bauten
einschließlich der Bauten auf
fremden Grundstücken 11.670.819,81 0,00 260.821,29 0,00 18.671,67 11.950.312,77

2. Technische Anlagen und 
Maschinen 125.857.074.91 0,00 2.750.083,81 2.316.647,57 526.209,25 126.816.720,40

3. Andere Anlagen, Betriebs- und
Geschäftsausstattung 7.232.858,27 0,00 659.818,92 1.652.190,51 30.393,62 6.270.880,30

4. Geleistete Anzahlungen und
Anlagen im Bau 4.841.957,07 0,00 2.924.493,28 0,00 -575.274,54 7.191.175,81

149.602.710,06 0,00 6.595.217,30 3.968.838,08 0,00 152.229.089,28

III.   Finanzanlagen

1. Anteile an verbundenen Unternehmen 0,00 0,00 795.286,71 0,00 0,00 795.286,71

2. Beteiligungen 2.726.751,48 0,00 4.223,00 0,00 0,00 2.730.974,48

3. Ausleihungen an Unternehmen,
mit denen ein Beteiligungsverhältnis
besteht 1.923.657,66 0,00 0,00 304.732,12 0,00

 
1.618.925,54

4. Wertpapiere des Anlagevermögens 511,29 0,00 0,00 0,00 0,00 511,29

5. Sonstige Ausleihungen 159.930,56 71.263,00 38.310,94 0,00 192.882,62

4.810.850,99 0,00 870.772,71 343.043,06 0,00 5.338.580,64

157.296.829,17 0,00 7.525.441,04 5.377.458,78 0,00 159.444.811,43

Anlagengitter gemäß § 284 Abs. 3 HGB
A.  Anlagevermögen		 Anschaffungs-/Herstellungskosten	
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Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen 
Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, 
die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grund-
sätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig 
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresab-
schlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen 
falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Hand-
lungen (d.h. Manipulationen der Rechnungslegung und 
Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die 
gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähig-
keit der Gesellschaft zur Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie 
die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang 
mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern 
einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür 
verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmens-
tätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche 
oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwort-
lich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit 
dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen  
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Syste-
me), die sie als notwendig erachtet haben, um die Auf-
stellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit 
den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschrif-
ten zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen 
zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung 
des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur 
Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage‑
berichts
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber 
zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von 
wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von do-
losen Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der Lage-

bericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei 
der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestäti-
gungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicher-
heit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Überein-
stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Dar-
stellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können 
aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren 
und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünf-
tigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln 
oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahres-
abschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaft-
lichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermes-
sen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Da-
rüber hinaus

»	 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesent-
licher falscher Darstellungen im Jahresabschluss 
und im Lagebericht aufgrund von dolosen Hand-
lungen oder Irrtümern, planen und führen Prü-
fungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken 
durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die aus-
reichend und geeignet sind, um als Grundlage für 
unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass 
eine aus dolosen Handlungen resultierende we-
sentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, 
ist höher als das Risiko, dass eine aus Irrtümern re-
sultierende wesentliche falsche Darstellung nicht 
aufgedeckt wird, da dolose Handlungen kollusives 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Un-
vollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. 
das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten 
können.

»	 erlangen wir ein Verständnis von den für die Prü-
fung des Jahresabschlusses relevanten internen 
Kontrollen und den für die Prüfung des Lagebe-
richts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, 

Bestätigungsvermerk  
des unabhängigen 
Abschlussprüfers

An die Bad Honnef Aktiengesellschaft, Bad Honnef

Bestätigungsvermerk

Vermerk über die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts

Prüfungsurteile
Wir haben den Jahresabschluss der Bad Honnef Akti-
engesellschaft, Bad Honnef,   bestehend aus der Bilanz 
zum 31. Dezember 2025 und der Gewinn  und Verlust-
rechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 
31. Dezember 2025 sowie dem Anhang, einschließlich 
der Darstellung der Bilanzierungs  und Bewertungsme-
thoden geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebe-
richt der Bad Honnef Aktiengesellschaft, Bad Honnef, 
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. De-
zember 2025 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse:

»	 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen 
wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapital-
gesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vor-
schriften und vermittelt unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens  und Finanzlage der Gesell-
schaft zum 31. Dezember 2025 sowie ihrer Ertrags-
lage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 
31. Dezember 2025 und

»	 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. 
In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lage-
bericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, ent-
spricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 S. 1 HGB erklären wir, dass unse-
re Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ord-
nungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Ver-
antwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen 
ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend 
beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unab-
hängig in Übereinstimmung mit den deutschen han-
delsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und 
haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir 
sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prü-
fungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und 
des Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und 
den Lagebericht
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 
Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, 
und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens, Finanz  und Ertragslage der 
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4 Satz 2 MsbG zur Führung getrennter Konten in 
allen wesentlichen Belangen eingehalten.

»	 Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnisse entsprechen die 
beigefügten Tätigkeitsabschlüsse in allen wesent-
lichen Belangen den deutschen Vorschriften des  
§ 6b Abs. 3 Sätze 5 bis 7 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 
2 MsbG.

Grundlage für die Prüfungsurteile
Wir haben unsere Prüfung der Einhaltung der Pflichten 
zur Führung getrennter Konten und der Tätigkeitsab-
schlüsse in Übereinstimmung mit § 6b Abs. 5 EnWG 
unter Beachtung des IDW Prüfungsstandards: Prüfung 
nach § 6b Energiewirtschaftsgesetz (IDW PS 610 n.F. 
(07.2021)) durchgeführt. Unsere Verantwortung nach 
diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 
„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
der Einhaltung der Rechnungslegungspflichten nach  
§ 6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG“ weiter-
gehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen 
unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen 
handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften 
und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten 
in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. 
Wir wenden als Wirtschaftsprüfungsgesellschaft die 
Anforderungen des IDW Qualitätsmanagementstan-
dards: Anforderungen an das Qualitätsmanagement in 
der Wirtschaftsprüferpraxis (IDW QMS 1 (09.2022)) 
an. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlang-
ten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, 
um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zur Ein-
haltung der Rechnungslegungspflichten nach § 6b Abs. 
3 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und 
des Aufsichtsrats für die Einhaltung der Rech‑
nungslegungspflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG 
und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 
Einhaltung der Pflichten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 
5 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG zur Führung 
getrennter Konten. Die gesetzlichen Vertreter sind 
auch verantwortlich für die Aufstellung der Tätigkeits-
abschlüsse nach den deutschen Vorschriften des § 
6b Abs. 3 Sätze 5 bis 7 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 
MsbG.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwort-
lich für die internen Kontrollen, die sie als notwendig er-
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um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den 
Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem 
Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der internen 
Kontrollen der Gesellschaft bzw. dieser Vorkehrun-
gen und Maßnahmen abzugeben.

»	 beurteilen wir die Angemessenheit der von den 
gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungs-
legungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von 
den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätz-
ten Werte und damit zusammenhängenden Anga-
ben.

»	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemes-
senheit des von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der 
Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 
eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang 
mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die 
bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kom-
men, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, 
sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf 
die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss 
und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, 
falls diese Angaben unangemessen sind, unser je-
weiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen 
unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der 
bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks er-
langten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse 
oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, 
dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit 
nicht mehr fortführen kann. 

»	 beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des 
Jahresabschlusses insgesamt einschließlich der 
Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrun-
de liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so 
darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beach-
tung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens, Finanz  und 
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

»	 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit 
dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung 
und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des 
Unternehmens.

»	 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den ge-
setzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorien-
tierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis 
ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise voll-
ziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsori-
entierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern 
zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach 
und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zu-
kunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. 
Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunfts-
orientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegen-
den Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein 
erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige 
Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten 
Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwort-
lichen unter anderem den geplanten Umfang und die 
Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungs-
feststellungen, einschließlich etwaiger bedeutsamer 
Mängel in internen Kontrollen, die wir während unserer 
Prüfung feststellen.

Sonstige gesetzliche und andere rechtliche 
Anforderungen

Vermerk über die Prüfung der Einhaltung der 
Rechnungslegungspflichten nach § 6b Abs. 3 
EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG

Prüfungsurteile
Wir haben geprüft, ob die Gesellschaft ihre Pflichten 
nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG und § 3 Abs. 
4 Satz 2 MsbG zur Führung getrennter Konten für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezem-
ber 2025 eingehalten hat. Darüber hinaus haben wir 
die Tätigkeitsabschlüsse für die Tätigkeiten „Elektrizi-
tätsverteilung“, „Gasverteilung“ und „grundzuständiger 
Messstellenbetrieb für moderne Messeinrichtungen 
und intelligente Messsysteme“ nach § 6b Abs. 3 Satz 
1 EnWG sowie § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG   bestehend 
jeweils aus der Bilanz zum 31. Dezember 2025 und der 
Gewinn  und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 
vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 sowie die 
als Anlage beigefügten Angaben zu den Rechnungs-
legungsmethoden für die Aufstellung der Tätigkeitsab-
schlüsse   geprüft.

»	 Nach unserer Beurteilung wurden die Pflichten 
nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG und § 3 Abs. 

achtet haben, um die Pflichten zur Führung getrennter 
Konten einzuhalten.

Die Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für die Tä-
tigkeitsabschlüsse entspricht der im Abschnitt „Verant-
wortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichts-
rats für den Jahresabschluss und den Lagebericht“ 
hinsichtlich des Jahresabschlusses beschriebenen 
Verantwortung mit der Ausnahme, dass der jeweilige 
Tätigkeitsabschluss kein unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens , Finanz  und Ertragslage der Tätigkeit zu 
vermitteln braucht.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung 
der Einhaltung der Rechnungslegungspflichten der Ge-
sellschaft nach § 6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 
2 MsbG.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die 
Prüfung der Einhaltung der Rechnungslegungs‑
pflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 
Satz 2 MsbG 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber 
zu erlangen,

»	 ob die gesetzlichen Vertreter ihre Pflichten nach  
§ 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 
2 MsbG zur Führung getrennter Konten in allen we-
sentlichen Belangen eingehalten haben und 

»	 ob die Tätigkeitsabschlüsse in allen wesentlichen 
Belangen den deutschen Vorschriften des § 6b Abs. 
3 Sätze 5 bis 7 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG 
entsprechen.

Ferner umfasst unsere Zielsetzung, einen Vermerk in 
den Bestätigungsvermerk aufzunehmen, der unsere 
Prüfungsurteile zur Einhaltung der Rechnungslegungs-
pflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 
MsbG beinhaltet.

Die Prüfung der Einhaltung der Pflichten nach § 6b Abs. 
3 Sätze 1 bis 5 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG zur 
Führung getrennter Konten umfasst die Beurteilung, 
ob die Zuordnung der Konten zu den Tätigkeiten nach  
§ 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 4 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 
MsbG sachgerecht und nachvollziehbar erfolgt ist und 
der Grundsatz der Stetigkeit beachtet wurde.
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Unsere Verantwortung für die Prüfung der Tätigkeits-
abschlüsse entspricht der im Abschnitt „Verantwortung 
des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts“ hinsichtlich des Jah-
resabschlusses beschriebenen Verantwortung mit der 
Ausnahme, dass wir für den jeweiligen Tätigkeitsab-
schluss keine Beurteilung der sachgerechten Gesamt-
darstellung vornehmen können.

Koblenz, 6. Mai 2026 
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